
Allianz Suisse Versicherungs-Gesellschaft AG

Police Nr. T80.2.664.579 Seite 117.12.2019

Generalagentur Peter Kofmehl
Morgenstrasse 131b
CH-3018 Bern
Telefon  058 357 40 40
Fax  058 357 40 41

Versicherer und Risikoträger:
Allianz Suisse Versicherungs-Gesellschaft AG
Postadresse:
Postfach
8010 Zürich

CombiRisk Business
Die Geschäfts- und Gebäudeversicherung der Allianz Suisse
Vertragsübersicht zur Police Nr. T80.2.664.579

(bisherige Policen-Nummer T20.0.334.450) 

Grund der Ausfertigung:   Neuabschluss

Versicherungsdauer

Beginn der Versicherung 01.01.2020
Ablauf der Versicherung 01.01.2025
Hauptverfall 01.01.

Versicherungsnehmer

Berner Waldbesitzer BWB
CH-3012 Bern, Halenstrasse 10

Gründungsdatum: 01.01.2009 

Versicherte Risiken Nettoprämie jährlich 

Haftpflicht CHF 7'800.00
Rechtsschutz Prämienfrei

Prämie

Jahresprämie netto CHF 7'800.00
Jahresprämie brutto CHF 8'190.00
Zahlung jährlich CHF 8'190.00

darin enthalten sind: 
Stempelsteuer CHF 390.00

Vertragsabrechnung netto brutto

Haftpflicht
Prämie vom  01.01.2020 bis  31.12.2020 CHF 7'800.00 CHF 8'190.00

Fällige Prämie aus dieser Vertragsabrechnung CHF 7'800.00 CHF 8'190.00
darin enthalten sind: 
Stempelsteuer CHF 390.00

Den aktuellen Kontostand zu diesem Versicherungsvertrag entnehmen Sie bitte beiliegendem Schreiben. 

Bitte beachten Sie die in der Police vermerkten individuellen Vereinbarungen. 

Diese Vertragsübersicht bildet einen integrierten Bestandteil der Police.
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CombiRisk Business
Die Geschäfts- und Gebäudeversicherung der Allianz Suisse

Haftpflicht

Police Nr. T80.2.664.579

Versicherungsschutz

Versicherte Betriebsart
Individueller Risikobeschrieb: Verbandstätigkeit
des Versicherungsnehmers - mitversichert ist die
Haftpflicht der dem Verband angeschlossenen
Waldbesitzer gemäss Ziffer 1 der individuellen
Vereinbarung

CombiRisk Basisdeckung
Pro Versicherungsjahr für Personen- und Sach-
schäden sowie Schadenverhütungskosten zu-
sammen (Zweifachgarantie) Versicherungssumme CHF 10'000'000.00

Pro Ereignis für Sachschäden und Schaden-
verhütungskosten Selbstbehalt CHF 500.00
Pro Schadenereignis für Garderobeschäden Selbstbehalt CHF 200.00
Krisenkommunikation Sublimite CHF 50'000.00
Reinigungskosten Sublimite CHF 100'000.00
Vermögensschäden - Herausgabe von Daten Sublimite CHF 100'000.00

Deckungspaket CombiRisk Plus
Werden nachstehend keine Sublimiten oder
Selbstbehalte aufgeführt, so gilt die Versiche-
rungssumme und der Selbstbehalt gemäss Com-
biRisk Basisdeckung

Medienhaftpflicht Sublimite CHF 100'000.00
Rechtsschutz im Straf- und Verwaltungsver-
fahren (ohne Selbstbehalt) Sublimite CHF 250'000.00

Deckungspaket CombiRisk Top
Werden nachstehend keine Sublimiten oder
Selbstbehalte aufgeführt, so gilt die Versiche-
rungssumme und der Selbstbehalt gemäss Com-
biRisk Basisdeckung

Bearbeitungs- und Obhutsschäden Top Sublimite CHF 50'000.00
Selbstbehalt gemäss Basisdeckung, min-
destens CHF 500.00, zuzüglich 10 % vom
Rest des Schadens

Geltende Bedingungen

Besondere Bedingungen (BB) - Jährliches Kündigungsrecht

Besondere Bedingungen (BB) - Medienhaftpflicht

Besondere Bedingungen (BB) - Rechtsschutz im Straf- und Verwaltungsverfahren

Besondere Bedingungen (BB) - Bearbeitungs- und Obhutsschäden Top

Kundeninformation zum Versicherungsvertrag; Ausgabe 03.2015

Zusatzbedingungen (ZB) - Vereine

Allgemeine Bedingungen (AB) - CombiRisk Business E Haftpflichtversicherung; Ausgabe 09.2018

Allgemeine Bedingungen (AB) - CombiRisk Business A Gemeinsame Bestimmungen; Ausgabe 9.2017
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Individuelle Vereinbarungen für Haftpflicht

Besondere Bedingungen (BB)

1. Kollektivhaftpflichtversicherung der dem Verband angeschlossenen Waldbesitzer

Versichert sind Ansprüche an die Waldbesitzer infolge mangelhaftem Unterhalt ihrer Waldparzellen im
Zusammenhang mit Schäden an Strassenbenützern und Waldspaziergängern.

Dieser Versicherungsschutz kommt nur dann zum Tragen, wenn

- bestehende Haftpflichtversicherungen der versicherten Personen leistungsmässig erschöpft sind;
- bestehende Haftpflichtversicherungen der versicherten Personen suspendiert sind (z. B. infolge
 Pflichtverletzungen, Prämienverzug, Vertragsänderungen, Aufhebungen, etc.);
- die versicherten Personen über keine Haftpflichtversicherung verfügen.

2. Gewerbliche Tätigkeit des Verbandes Berner Waldbesitzer BVB

Art. 4.2 der Zusatzbedingungen für Vereine ist nicht anwendbar.

Prämienberechnung
Grundlage Prämiensatz Zu/Abschlag Prämie

Versicherte Betriebsart
Individueller Risikobeschrieb: Verbandstätigkeit
des Versicherungsnehmers - mitversichert ist die
Haftpflicht der dem Verband angeschlossenen
Waldbesitzer gemäss Ziffer 1 der individuellen
Vereinbarung

CombiRisk Basisdeckung

Grundprämie 0 CHF 7'800.00

Minimalprämie (MP) / Diff. zur MP 7'800.00

Deckungspaket CombiRisk Top

Bearbeitungs- und Obhutsschäden
Top CHF 0.00

Jahresprämie netto CHF 7'800.00

Prämie

Jahresprämie netto CHF 7'800.00
5.00% Stempelsteuer CHF 390.00
Jahresprämie brutto CHF 8'190.00
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CombiRisk Business
Die Geschäfts- und Gebäudeversicherung der Allianz Suisse

Rechtsschutz

Police Nr. T80.2.664.579

Versicherungsschutz

Versicherte Betriebsart
Individueller Risikobeschrieb: Verbandstätigkeit
des Versicherungsnehmers - mitversichert ist die
Haftpflicht der dem Verband angeschlossenen
Waldbesitzer gemäss Ziffer 1 der individuellen
Vereinbarung

CombiRisk Basisdeckung
Telefonische Rechtsauskünfte

Geltende Bedingungen

Besondere Bedingungen (BB) - Telefonische Rechtsauskünfte

Kundeninformation zum Versicherungsvertrag; Ausgabe 03.2015

Allgemeine Bedingungen (AB) - CombiRisk Business A Gemeinsame Bestimmungen; Ausgabe 9.2017

Allgemeine Bedingungen (AB) - CombiRisk Business F Betriebsrechtsschutzversicherung; Ausgabe 09.2018

Prämie

Jahresprämie netto CHF 0.00
Jahresprämie brutto CHF 0.00
 

Allianz Suisse Versicherungs-Gesellschaft AG

Martin Jara Ruedi Kubat

Stimmt der Inhalt der Police oder der Nachträge mit den getroffenen Vereinbarungen nicht überein, so hat der
Versicherungsnehmer innert 4 Wochen nach Empfang der Urkunde deren Berichtigung zu verlangen, anderen-
falls ihr Inhalt als von ihm genehmigt gilt.

Hat die Gesellschaft die Informationspflicht des schweizerischen Bundesgesetzes über den Versicherungsver-
trag (VVG) verletzt, so ist der Versicherungsnehmer berechtigt, den Versicherungsvertrag durch schriftliche
Erklärung zu kündigen. Die Kündigung wird mit Zugang bei der Gesellschaft wirksam. Das Kündigungsrecht
erlischt 4 Wochen, nachdem der Versicherungsnehmer von der Pflichtverletzung und den gesetzlichen
Informationen Kenntnis erhalten hat, jedenfalls spätestens 1 Jahr nach der Pflichtverletzung. Für im Fürstentum
Liechtenstein gelegene Risiken und für Antragsteller mit gewöhnlichem Aufenthalt oder Hauptverwaltung im
Fürstentum Liechtenstein gilt die Informationspflicht des liechtensteinischen Gesetzes über den Versicherungs-
vertrag (VersVG). Hat die Gesellschaft die liechtensteinische Informationspflicht verletzt, so ist der Antragsteller
an den Antrag nicht gebunden und der Versicherungsnehmer kann nach Vertragsabschluss vom Vertrag
zurücktreten. Das Rücktrittsrecht erlischt spätestens 4 Wochen nach Zugang der Police einschliesslich einer
Belehrung über das Rücktrittsrecht.
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Ausgabe 03.2015

CombiRisk Business

Kundeninformation nach VVG

Die nachstehende Kundeninformation gibt in übersichtlicher und knapper
Form einen Überblick über die Identität der Versicherer und den wesentli-
chen Inhalt des Versicherungsvertrages (Art. 3 des Bundesgesetzes über
den Versicherungsvertrag, VVG). Die Rechte und Pflichten der Ver-
tragsparteien ergeben sich aus der Offerte / dem Antrag bzw. der Police,
den Vertragsbedingungen sowie aus den anwendbaren Gesetzen, insbe-
sondere aus dem VVG.

Nach Annahme der Offerte / dem Antrag wird dem Versicherungsnehmer
eine Police zugestellt. Diese entspricht inhaltlich der Offerte / dem Antrag.

Wer sind die Versicherer?

1 Für die Sach-, Haftpflicht-, Technik-, Transportversicherung die

Allianz Suisse Versicherungs-Gesellschaft AG mit statutarischem
Sitz am Richtiplatz 1, 8304 Wallisellen, nachfolgend die Ge-
sellschaft genannt. Sie ist eine Aktiengesellschaft nach schweizeri-
schem Recht.

2 Für die Rechtsschutzversicherung die

CAP, Rechtsschutz-Versicherungsgesellschaft AG, mit statutari-
schem Sitz an der Neue Winterthurerstrasse 88, 8304 Wallisellen,
nachfolgend die Gesellschaft genannt. Sie ist eine Aktienge-
sellschaft nach schweizerischem Recht.

3 Für die Assistancedienstleistungen die

AGA International S.A., Paris, Zweigniederlassung Wallisellen
(Schweiz), Hertistrasse 2, 8304 Wallisellen, nachfolgend die Ge-
sellschaft genannt.

Welche Risiken sind versichert und wie ist der Umfang des Versiche-
rungsschutzes?

Die versicherten Risiken sowie der Umfang des Versicherungsschutzes
ergeben sich aus der Offerte / dem Antrag bzw. der Police und aus den
Vertragsbedingungen.

Wie hoch ist die Prämie?

Die Höhe der Prämie hängt von den jeweiligen versicherten Risiken und
der gewünschten Deckung ab. Bei Ratenzahlung kann eine Gebühr für
Ratenzahlung hinzukommen. Alle Angaben zur Prämie und allfälligen
Gebühren sind im Antrag bzw. in der Police enthalten.

Wann besteht ein Anspruch auf Prämienrückerstattung?

Wurde die Prämie für eine bestimmte Versicherungsdauer vorausbezahlt
und wird der Vertrag vor Ablauf dieser Dauer aufgehoben, erstattet die
Gesellschaft die auf die nicht abgelaufene Versicherungsperiode entfallen-
de Prämie zurück.

Die Prämie bleibt der Gesellschaft ganz geschuldet, wenn:
_ die Versicherungsleistung aufgrund des Wegfalls des Risikos erbracht

wurde;
_ die Versicherungsleistung für einen Teilschaden erbracht wurde und

der Versicherungsnehmer den Vertrag während des auf den Vertrags-
abschluss folgenden Jahres kündigt.

Welche weiteren Pflichten hat der Versicherungsnehmer?
_ Gefahrsveränderungen: Ändert sich im Laufe der Versicherung eine

erhebliche Tatsache und wird dadurch eine wesentliche Gefahrserhö-
hung herbeigeführt, muss dies der Gesellschaft unverzüglich schriftlich
mitgeteilt werden.

_ Sachverhaltsermittlung: Bei Abklärungen zum Versicherungsvertrag
- wie z.B. betreffend Anzeigepflichtverletzungen, Gefahrserhöhungen,
Leistungsprüfungen etc. - hat der Versicherungsnehmer mitzuwirken
und der Gesellschaft alle sachdienlichen Auskünfte und Unterlagen zu
geben, diese bei Dritten zuhanden der Gesellschaft einzuholen und
Dritte schriftlich zu ermächtigen, der Gesellschaft die entsprechenden
Informationen, Unterlagen etc. herauszugeben. Die Gesellschaft ist
zudem berechtigt, eigene Abklärungen vorzunehmen.

_ Versicherungsfall: Das versicherte Ereignis ist der Gesellschaft un-
verzüglich zu melden.

Diese Auflistung enthält nur die gebräuchlichsten Pflichten. Weitere Pflich-
ten ergeben sich aus den Vertragsbedingungen sowie aus dem VVG.

Wann beginnt die Versicherung?

Die Versicherung beginnt an dem Tag, der in der Offerte / dem Antrag
bzw. in der Police aufgeführt ist. Wurde ein Versicherungsnachweis oder
eine vorläufige Deckungszusage abgegeben, gewährt die Gesellschaft bis
zur Zustellung der Police Versicherungsschutz im Umfang der schriftlich
gewährten vorläufigen Deckungszusage resp. gemäss Gesetz.

Wann endet der Vertrag?

Der Versicherungsnehmer kann den Vertrag durch Kündigung beenden:
_ spätestens 3 Monate vor Ablauf des Vertrages bzw. sofern vereinbart

3 Monate vor Ablauf der Versicherungsperiode.

Die Kündigung ist rechtzeitig erfolgt, wenn sie spätestens am letzten
Tag vor Beginn der dreimonatigen Frist bei der Gesellschaft eintrifft.

Wird der Vertrag nicht gekündigt, verlängert er sich jeweils stillschwei-
gend um ein Jahr. Befristete Verträge ohne Verlängerungsklausel
enden ohne weiteres an dem im Antrag / in der Offerte bzw. in der
Police festgesetzten Tag;

_ nach jedem Versicherungsfall, für den eine Leistung zu erbringen ist,
spätestens 14 Tage seit Kenntnis von der Auszahlung durch die
Gesellschaft;

_ wenn die Gesellschaft die Prämien ändert. Die Kündigung muss dies-
falls am letzten Tag der Versicherungsperiode bei der Gesellschaft
eintreffen;

_ wenn die Gesellschaft die gesetzliche Informationspflicht gemäss Art.
3 VVG verletzt haben sollte.

Das Kündigungsrecht erlischt 4 Wochen nachdem der Versicherungsneh-
mer von dieser Verletzung Kenntnis erhalten hat, auf jeden Fall aber nach
Ablauf eines Jahres seit einer solchen Pflichtverletzung.

Diese Auflistung enthält nur die gebräuchlichsten Beendigungsmöglichkei-
ten. Weitere Beendigungsmöglichkeiten ergeben sich aus den Vertragsbe-
dingungen sowie aus dem VVG.
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 Ausgabe 03.2015

Besondere Bedingungen (BB)
CombiRisk Business

Jährliches Kündigungsrecht

Der Vertrag kann, unabhängig von der vereinbarten Versicherungsdauer,
unter Einhaltung einer dreimonatigen Kündigungsfrist auf das Ende einer

jeden Versicherungsperiode gekündigt werden. SQAB002D

 

 Ausgabe 03.2015

Besondere Bedingungen (BB)
Haftpflichtversicherung
BB 195

Bearbeitungs- und Obhutsschäden Top

1  Gegenstand der Versicherung

1.1 Versichert ist in Abänderung von Art. E7.11 und E7.12 der AB
auch die gesetzliche Haftpflicht für Schäden

1.1.1 an Sachen, die ein Versicherter zum Gebrauch oder zur Bearbei-
tung übernommen hat;

1.1.2 die an Sachen infolge Ausführung oder Unterlassung einer Tätig-
keit eines Versicherten an oder mit ihnen entstanden sind.

1.2 Bei Arbeiten an unbeweglichen Sachen gelten auch angrenzende
Teile im unmittelbaren Tätigkeitsbereich als bearbeitete Sache.

1.3 Die Bestimmungen von Art. E7.13 der AB bleiben unverändert.

2  Ausschlüsse

2.1 Nicht versichert sind in Ergänzung von Art. E7 der AB Ansprüche
aus:

2.1.1 Schäden an Sachen, die ein Versicherter zur reinen Lagerung,
Verwahrung, Beförderung, in Kommission oder zur Ausstellung
übernommen oder die er gemietet, geleast oder gepachtet hat;

2.1.2 Zerstörung, Beschädigung, Entwendung oder dem Verlust von
wertvollen Sachen (wie Pelze, Schmuck, Uhren, Antiquitäten,
Kunstgegenstände) und Geldwerten (wie Bargeld, Kredit- und De-
bitkarten, Checks und andere Zahlungsmittel, Fahrkarten, Abonne-
mente, Tickets, Wertpapiere) sowie Dokumenten, Urkunden und
Plänen;

2.1.3 Schäden an Land-, Wasser- und Luftfahrzeugen;

2.1.4 Ertragsausfällen und anderen Vermögenseinbussen als Folge ei-
nes Sachschadens.

3  Differenzdeckung

Bei Bestehen einer anderen Versicherung (wie Sachversicherung oder
technische Versicherung), die für denselben Schaden leistungspflichtig ist,
bleiben die Leistungen der Gesellschaft auf denjenigen Teil der Entschä-
digung beschränkt, der über den Deckungsumfang (bezüglich Summen
oder Bedingungen) einer anderen Versicherung hinausgeht (Differenzde-
ckung). SQEB185D
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 Ausgabe 03.2015

Besondere Bedingungen (BB)
Haftpflichtversicherung
BB 804

Rechtsschutz im Straf- und Verwaltungsverfahren

1  Gegenstand der Versicherung

Wird aufgrund eines versicherten Haftpflichtereignisses von Straf- oder
Verwaltungsbehörden ein Verfahren eingeleitet, übernimmt die Ge-
sellschaft die dem Versicherten daraus entstehenden Aufwendungen (wie
Anwaltshonorare, Gerichts- und Expertisekosten) sowie die ihm im Verfah-
ren auferlegten Kosten.

Ist strittig, ob es sich um ein versichertes Haftpflichtereignis handelt,
bevorschusst die Gesellschaft die vorgenannten Kosten. Stellt sich im
Nachhinein heraus, dass kein versichertes Haftpflichtereignis vorliegt, so
sind die von der Gesellschaft erbrachten Leistungen in voller Höhe zu-
rückzuerstatten.

2  Ausschlüsse

Nicht versichert sind in Ergänzung von Art. E7.25 der AB Verpflichtungen,
die Straf- oder strafähnlichen Charakter haben (wie Bussen), sowie Straf-
und andere Kautionen.

3  Schadenbehandlung

Zur Vertretung des Versicherten bestellt die Gesellschaft im Einverneh-
men mit ihm einen Anwalt. Stimmt der Versicherte keinem der von der
Gesellschaft vorgeschlagenen Anwälte zu, so hat er seinerseits der Ge-
sellschaft drei Anwälte aus verschiedenen Anwaltskanzleien vorzuschla-
gen, aus welchen die Gesellschaft den zu beauftragenden Anwalt aus-
wählt.

Die Gesellschaft kann die Kostenübernahme ablehnen, wenn ihr die Er-
greifung eines Rechtsmittels nicht erfolgversprechend erscheint.

Dem Versicherten zugesprochene Prozess- und Parteientschädigungen
verfallen der Gesellschaft im Umfang ihrer Leistungen soweit sie nicht
Ersatzleistungen für persönliche Bemühungen und Aufwendungen des
Versicherten selbst darstellen.

Der Versicherte hat der Gesellschaft unverzüglich alle Informationen be-
züglich des Verfahrens zur Kenntnis zu bringen und die Anordnungen der
Gesellschaft zu befolgen. Der Versicherte ist nicht befugt, zu Lasten der
Gesellschaft ohne deren Einverständnis Verpflichtungen einzugehen. Trifft
der Versicherte von sich aus oder entgegen den Anordnungen der Ge-
sellschaft Massnahmen, so erbringt die Gesellschaft nur Leistungen, wenn
dadurch nachweisbar ein im Zivilverfahren wesentlich günstigeres Ergeb-
nis erzielt werden kann. SQEB245D

 

 Ausgabe 03.2015

Besondere Bedingungen (BB)
Haftpflichtversicherung
BB 810

Medienhaftpflicht

1  Gegenstand der Versicherung

1.1 Versichert ist in Ergänzung von Art. E1.2 der AB die gesetzliche
Haftpflicht für Vermögensschäden aus den in Art. 1.2 hiernach
genannten Risiken.

Als Vermögensschäden gelten in Geld messbare Schäden, die
nicht die Folge einer Gesundheitsschädigung von Personen (Per-
sonenschäden) oder die Zerstörung, Beschädigung oder der Ver-
lust von Sachen (Sachschäden) sind.

1.2 Gedeckt sind im Zusammenhang mit der versicherten Tätigkeit
Vermögensschäden aus der Veröffentlichung in Medien wie z.B.
im Radio, Fernsehen, Internet und in Zeitungen aus

a) Verletzungen von Datenschutzgesetzen;

b) Urheberrechtsverletzungen und anderen Übertretungen von
Urheberrechtsgesetzen;

c) Verletzung von gesetzlichen Namen- und Markenschutz-
bestimmungen.

Diese Aufzählung ist abschliessend.

2  Ausschlüsse

Nicht versichert sind in Ergänzung von Art. E7 der AB Ansprüche, die
nach US-amerikanischem oder kanadischem Recht beurteilt oder vor dor-
tigen Gerichten geltend gemacht werden. SQEB260D
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 Ausgabe 03.2015

Besondere Bedingungen (BB)
Betriebsrechtsschutzversicherung

Telefonische Rechtsauskünfte

1  Versicherte Personen

Der Versicherungsnehmer.

Die Gesellschafter, Verwaltungsratsmitglieder, Mitglieder der Verwaltung
oder Vorstandsmitglieder des Versicherungsnehmers.

Die Mitglieder der Geschäftsleitung / des Management.

2    Versicherte Eigenschaften

Der Versicherungsnehmer ist als Gewerbetreibender und beruflich Tätiger
versichert.

Die versicherten Personen sind bei der Ausübung ihrer beruflichen Tätig-
keit für den Versicherungsnehmer versichert.

3  Versicherte Risiken

Telefonische Rechtsauskünfte

Telefonische Rechtsauskünfte aus schweizerischem Recht durch den ei-
genen Rechtsdienst der CAP. ZQFB005D
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Ausgabe 09.2017

Allgemeine Bedingungen (AB)
CombiRisk Business

A  Gemeinsame Bestimmungen

Inhaltsverzeichnis

A1 Beginn des Vertrages

A2 Dauer des Vertrages

A3 Handänderung

A4 Prämien

A5 Änderung der Prämien und Selbstbehalte

A6 Versicherungsfall/Verhalten im Schadenfall

A7 Kündigung im Schadenfall

A8 Verjährung

A9 Sanktionen/Embargos

A10 Begriffe

A11 Gerichtsstand

A12 Anwendbares Recht

A13 Datenschutz

A14 Mitteilungen

A1  Beginn des Vertrages

A1.1 Die Versicherung beginnt mit dem Datum, das in der Police bzw.
in einer allfälligen Deckungszusage aufgeführt ist.

A1.2 Ist die Deckungszusage nur eine vorläufige, so hat die Ge-
sellschaft das Recht, die endgültige Übernahme der beantragten
Versicherung abzulehnen. Macht sie davon Gebrauch, so erlischt
der Versicherungsschutz 14 Tage nach dem Eintreffen der Ableh-
nungserklärung beim Versicherungsnehmer. Die Teilprämie bis
zum Erlöschen des Versicherungsschutzes bleibt der Gesellschaft
geschuldet.

A2  Dauer des Vertrages

A2.1 Verträge von kürzerer Dauer als 12 Monate erlöschen mit dem
Ablaufdatum.

A2.2 Ist der Vertrag auf ein Jahr oder eine längere Dauer abgeschlos-
sen, so verlängert er sich jeweils um ein weiteres Jahr, wenn er
nicht mindestens 3 Monate vor Ablauf schriftlich gekündigt wird.

A2.3 Die Kündigung ist rechtzeitig erfolgt, wenn sie spätestens am
letzten Tag vor Beginn der dreimonatigen Frist der Gesellschaft
bzw. dem Versicherungsnehmer zugekommen ist.

A3  Handänderung

A3.1 Wechselt der Gegenstand des Vertrages den Eigentümer, so ge-
hen die Rechte und Pflichten aus dem Versicherungsvertrag auf
den neuen Eigentümer über.

A3.2 Der neue Eigentümer kann den Übergang des Vertrages durch
eine schriftliche Erklärung bis spätestens 30 Tage nach der Hand-
änderung ablehnen.

A3.3 Die Gesellschaft kann den Vertrag innert 14 Tagen nach Kenntnis
des neuen Eigentümers kündigen. Der Vertrag endet frühestens
30 Tage nach der Kündigung.

A3.4 Ist mit der Handänderung eine Gefahrserhöhung verbunden, so
gelten die Art. 28-32 VVG sinngemäss.

A4  Prämien

A4.1 Die Prämie ist ohne anders lautende Vereinbarung pro Versiche-
rungsperiode festgesetzt und im Voraus bis spätestens am ersten
Tag der vereinbarten Verfallmonate zu entrichten. Die erste Prä-
mie inkl. Eidgenössische Stempelabgabe wird bei der Aushändi-
gung der Police, frühestens jedoch bei Versicherungsbeginn, zur
Zahlung fällig.

A4.2 Ist Ratenzahlung vereinbart, so gelten die im Verlaufe der Versi-
cherungsperiode fällig werdenden Raten unter Vorbehalt von
Art. A4.3 der AB hiernach bloss als gestundet.

A4.3 Wird der Vertrag aus irgendeinem Grunde vor Ablauf der Versiche-
rungsperiode aufgehoben, so erstattet die Gesellschaft die bezahl-
te Prämie, welche auf die nicht abgelaufene Versicherungsperiode
entfällt, zurück und fordert Raten, die später fällig werden, nicht
mehr ein. Die Bestimmungen der versicherten Sparten über die
Prämienabrechnung bleiben vorbehalten.

A4.4 Die Regelung des vorstehenden Absatzes gilt nicht,

A4.4.1 wenn der Versicherungsnehmer den Vertrag im Schadenfall wäh-
rend des auf den Vertragsabschluss folgenden Jahres kündigt;

A4.4.2 wenn die Gesellschaft zufolge Wegfalls des Risikos die Versiche-
rungsleistung erbracht hat.

A4.5 Kommt der Versicherungsnehmer seiner Zahlungspflicht nicht
nach, wird er, unter Androhung der Säumnisfolgen, auf seine
Kosten schriftlich aufgefordert, binnen 14 Tagen nach Absendung
der Mahnung Zahlung zu leisten. Bleibt die Mahnung ohne Erfolg,
so ruht die Leistungspflicht der Gesellschaft für Schäden, welche
vom Ablauf der Mahnfrist an bis zur vollständigen Zahlung der
Prämien und Kosten (inkl. Eidgenössische Stempelabgabe) verur-
sacht werden oder eintreten.

A4.6 Zusätzlich zur Prämie hat der Versicherungsnehmer der Ge-
sellschaft die Eidgenössische Stempelabgabe zu entrichten. Die
Höhe der Abgabe wird vom Bund festgelegt. Für die Berechnung
der Stempelabgabe wird von dem zum Zeitpunkt der Prämien-
rechnung gültigen Abgabesatz ausgegangen.

A5  Änderung der Prämien und Selbstbehalte

A5.1 Die Gesellschaft kann die Anpassung der Prämien oder Selbstbe-
halte von der folgenden Versicherungsperiode an verlangen. Zu
diesem Zweck hat sie dem Versicherungsnehmer die neuen Ver-
tragsbestimmungen spätestens 25 Tage vor Ablauf der Versiche-
rungsperiode bekannt zu geben.

A5.2 Der Versicherungsnehmer hat hierauf das Recht, den Vertrag auf
Ende der laufenden Versicherungsperiode zu kündigen. Macht er
davon Gebrauch, so erlischt der Vertrag in seiner Gesamtheit mit
dem Ablauf der Versicherungsperiode. Die Kündigung muss, um
gültig zu sein, spätestens am letzten Tage der Versicherungsperi-
ode bei der Gesellschaft eintreffen.

A5.3 Nicht zur Kündigung berechtigen Änderungen von Prämien oder
Selbstbehalten gesetzlich geregelter Deckungen (z.B. in der Ele-
mentarschadenversicherung), wenn eine Bundesbehörde diese
vorschreibt.

A5.4 Unterlässt der Versicherungsnehmer die Kündigung, so gilt dies
als Zustimmung zur Anpassung des Vertrags.

A6  Versicherungsfall/Verhalten im Schadenfall

A6.1 Sparten Sach-, Haftpflicht-, Technik-, Transportversicherung, Assi-
stance

Steht ein Schadenfall unmittelbar bevor oder ist er eingetreten, hat
der Versicherungsnehmer oder Anspruchsberechtigte die Ge-
sellschaft sofort über einen der folgenden Kanäle zu benachrichti-
gen:

24-Std.-Telefonzentrale für Anrufe aus der Schweiz 0800 22 33 44

24-Std.-Telefonzentrale für Anrufe aus
dem Ausland +41 43 311 99 11

Telefax +41 58 358 40 40

Geschäftsstelle gemäss Police

E-Mail schadenservice@allianz.ch

Internet www.allianz.ch
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A6.2 Sparte CAP Rechtsschutzversicherung

Bei Eintritt eines Ereignisses, das Anlass zu einer Intervention der
CAP geben kann, muss der Versicherte die CAP sofort schriftlich
benachrichtigen und den Hergang des Schadenfalls möglichst ge-
nau schildern.

Telefonzentrale für Anrufe +41 58 358 09 00

Telefax +41 58 358 09 01

Geschäftsstelle gemäss Police

E-Mail contact@cap.ch

Internet www.cap.ch

A6.3 Die Obliegenheiten ergeben sich aus den Allgemeinen Bedingun-
gen der versicherten Sparten.

A6.4 Verletzt ein Versicherter im Übrigen schuldhaft gesetzliche oder
vertragliche Obliegenheiten, können die Leistungen in dem Aus-
mass gekürzt oder verweigert werden, als der Eintritt oder Umfang
des Schadens dadurch beeinflusst wurde.

A7  Kündigung im Schadenfall

A7.1 Nach Eintritt eines ersatzpflichtigen Schadens können beide Par-
teien den Vertrag kündigen. Die Gesellschaft hat spätestens bei
Auszahlung der Entschädigung zu kündigen, der Versicherungs-
nehmer spätestens vier Wochen, nachdem er von der Auszahlung
der Entschädigung Kenntnis erhalten hat.

A7.2 Kündigt der Versicherungsnehmer, erlischt die Haftung der Ge-
sellschaft 14 Tage nach Empfang der Kündigung.

A7.3 Kündigt die Gesellschaft, erlischt ihre Haftung mit dem Ablauf von
vier Wochen nach Eintreffen der Kündigung beim Versicherungs-
nehmer.

A8  Verjährung

Die Forderungen aus dem Versicherungsvertrag verjähren zwei Jahre
nach Eintritt der Tatsache, welche die Leistungspflicht begründet.

A9  Sanktionen / Embargos

Der Versicherer gewährt keinen Versicherungsschutz, Schadenzahlungen
oder sonstige Leistungen, soweit der Versicherer durch die Gewährung
von Versicherungsschutz, durch die Schadenzahlung und/oder durch
sonstige Leistungen Handels- und/oder Wirtschaftssanktionen, Sankti-
onsmassnahmen, Verboten oder Beschränkungen der UN, der EU, der
USA, der Schweiz und/oder anderen einschlägigen nationalen Wirtschafts-
oder Handelssanktionen ausgesetzt wäre.

A10  Begriffe

A10.1 Terrorismus

Als Terrorismus gilt jede Gewalthandlung oder Gewaltandrohung
zur Erreichung politischer, religiöser, ethnischer, ideologischer
oder ähnlicher Ziele. Die Gewalthandlung oder Gewaltandrohung
ist geeignet, Angst oder Schrecken in der Bevölkerung oder Teilen
der Bevölkerung zu verbreiten oder auf eine Regierung oder staat-
liche Einrichtungen Einfluss zu nehmen.

A11  Gerichtsstand

Bei Rechtsstreitigkeiten kann der Versicherungsnehmer oder der An-
spruchsberechtigte Klage erheben, entweder am Sitz der Gesellschaft
oder an seinem schweizerischen Sitz oder Wohnsitz. Wohnt der Versiche-
rungsnehmer im Fürstentum Liechtenstein oder liegt dort das versicherte
Interesse, gilt bei Rechtsstreitigkeiten Vaduz als Gerichtsstand.

A12  Anwendbares Recht

Im Übrigen gelten die Bestimmungen des schweizerischen Bundesgeset-
zes über den Versicherungsvertrag (VVG) bzw. des liechtensteinischen
VersVG.

Für Versicherungsverträge, welche liechtensteinischem Recht unterste-
hen, gehen bei Abweichungen zu diesen Bedingungen die zwingenden
Bestimmungen dieses Rechts vor.

A13  Datenschutz

Die Gesellschaft ist befugt, die für die Vertrags- und Schadenabwicklung
notwendigen Daten zu beschaffen und zu bearbeiten. Ebenso gilt sie als
ermächtigt, bei Drittpersonen sachdienliche Auskünfte einzuholen sowie in
amtliche Akten Einsicht zu nehmen. Die Gesellschaft verpflichtet sich, die
erhaltenen Informationen vertraulich zu behandeln. Falls erforderlich, wer-
den die Daten an involvierte Dritte, namentlich Mit-, Rück- und andere
beteiligte Versicherer weitergeleitet. Zudem können zur Durchsetzung von
Regressansprüchen Informationen an andere haftpflichtige Dritte und de-
ren Haftpflichtversicherung weitergegeben werden.

Die Gesellschaft ist ermächtigt, Dritten (z.B. zuständigen Behörden), wel-
chen der Versicherungsschutz bestätigt wurde, das Aussetzen, Ändern
oder Aufhören der Versicherung mitzuteilen.

A14  Mitteilungen

A14.1 Alle Mitteilungen an die Gesellschaft sind der Geschäftsstelle zu-
zustellen, welche in der Police aufgeführt ist oder dem Versiche-
rungsnehmer sonst als zuständig bekannt gegeben worden ist,
oder dem Hauptsitz der Gesellschaft.

A14.2 Die Mitteilungen der Gesellschaft an den Versicherungsnehmer
oder den Anspruchsberechtigten erfolgen rechtsgültig an die der
Gesellschaft bekannte letzte Adresse.
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Zusatzbedingungen (ZB)
Haftpflichtversicherung

Vereine

1  Gegenstand der Versicherung

1.1 Versichert ist in teilweiser Abänderung von Art. E1.2 der AB die
gesetzliche Haftpflicht des in der Police bezeichneten, auf Grund-
lage von Art. 60 des Schweizerischen Zivilgesetzbuches (ZGB)
basierenden Vereins.

1.2 Versichert ist in Ergänzung von Art. E1.3 der AB auch die Haft-
pflicht des Vereins und der Vorstandsmitglieder gegenüber

1.2.1 Vereinsmitgliedern und eingeladenen beziehungsweise beigezoge-
nen fremden Personen (vorbehältlich Art. 4);

1.2.2 Arbeitnehmern und übrigen Hilfspersonen.

1.3 Versichert ist in Ergänzung von Art. E1.5 der AB auch die Haft-
pflicht aus

1.3.1 der Teilnahme an Veranstaltungen, Meisterschaften, anderen Kon-
kurrenzen, Zusammenkünften und ähnlichen Anlässen (vorbehält-
lich Art. 4.1);

1.3.2 der Organisation und Durchführung von nicht versicherungspflichti-
gen

a) vereinsinternen Anlässen (auch mit geladenen Gästen);

b) öffentlichen Anlässen wie Grümpelturniere und Unterhal-
tungsabende mit bis zu insgesamt 500 vereinsfremden Teil-
nehmern beziehungsweise Besuchern;

1.3.3 Anlage und Betrieb von

a) vereinsinternen Verpflegungsstätten;

b) Festwirtschaften im Zusammenhang mit Anlässen gemäss Art.
1.3.2;

c) Festhütten und Festzelten;

d) permanenten Tribünen und Stehrampen.

2  Versicherte Personen

Versichert ist in Abänderung von Art. E2 der AB die Haftpflicht:

2.1 des Versicherungsnehmers;

2.2 der Vorstands- und übrigen Vereinsmitglieder, ferner der für den
Verein tätigen Dritten (wie Gastspieler und -trainer, Referenten
und Betreuer);

2.3 der Arbeitnehmer und übrigen Hilfspersonen des Versicherungs-
nehmers aus ihren Verrichtungen für den versicherten Verein und
aus ihrer Tätigkeit im Zusammenhang mit den versicherten Grund-
stücken, Gebäuden, Räumlichkeiten und Anlagen.

2.3.1 Nicht versichert

a) sind Regress- und Ausgleichsansprüche Dritter;

b) ist die Haftpflicht von Unternehmen und selbständigen Be-
rufsleuten, deren sich der Versicherungsnehmer bedient, wie
Subunternehmer.

2.3.2 Versichert sind jedoch gegen einen Versicherten erhobene An-
sprüche aus Schäden, die solche Unternehmen und Berufsleute
verursachen.

2.4 des Grundstückeigentümers, wenn der Versicherte nur Eigentümer
des Gebäudes, nicht aber des Grundstückes ist (Baurecht).

Haftpflichtansprüche der in Art. 2.2 und 2.3 erwähnten Personen unterein-
ander sind vorbehältlich Art. 4.1 mitversichert.

3  Deckungserweiterungen

Nur wenn die Police eine entsprechende Bestimmung enthält, ist die
Haftpflicht für nachstehende Risiken versichert:

3.1 Mieterschäden am Vereinslokal in Ergänzung von Art. E3.2 der
AB;

3.2 Anlage und Betrieb öffentlicher Verpflegungsstätten wie Restau-
rants, Tearooms etc. (vorbehältlich Art. 1.3.3 lit. a und b);

3.3 Anlage und Betrieb nicht permanenter Tribünen und Stehrampen.

4  Ausschlüsse

Nicht versichert ist in Ergänzung von Art. E7 der AB:

4.1 die Haftpflicht für Schäden, die sich aktive Teilnehmer wie Spieler,
Wettkämpfer, Schiedsrichter anlässlich der Beteiligung an Kampfs-
portarten und Kampfspielen (inklusive Trainings) gegenseitig zufü-
gen.

Als solche gelten beispielsweise Fussball, Korbball, Handball, Vol-
leyball, Hockey, Kontaktsportarten etc. (diese Aufzählung ist nicht
abschliessend).

4.2 die Haftpflicht aus Betrieben mit wirtschaftlichem Charakter
(Art. 3.2 bleibt vorbehalten) sowie die Haftpflicht aus Vereinigun-
gen mit anderer Rechtspersönlichkeit als der des Vereins;

4.3 die Haftpflicht für Schäden an Tieren, die im Zusammenhang mit
dem Vereinsbetrieb benützt werden;

4.4 die Haftpflicht für Flur- und Kulturschäden;

4.5 bei Hundevereinen die Haftpflicht für Schäden, die den Versuchs-
personen (Spurenläufer, Piqueuren) durch Hunde zugefügt wer-
den;

4.6 die Haftpflicht aus Organisation und Durchführung anderer als der
in Art. 1.3.2 hiervor erwähnten Veranstaltungen (wie öffentliche
Grossanlässe, Meisterschaften, Regatten, Rad- und Motorsport-
veranstaltungen).
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Allgemeine Bedingungen (AB)
CombiRisk Business

E  Haftpflicht
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E4 Benützung von Fahrrädern, Fahrzeugen und Anhängern

E5 Liegenschaften

E6 Umweltbeeinträchtigungen

E7 Ausschlüsse

E8 Örtlicher Geltungsbereich

E9 Zeitlicher Geltungsbereich

E10 Leistungen der Gesellschaft

E11 Versicherungssumme und Selbstbehalt
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E14 Verschiedene Bestimmungen

E15 Ergänzende vertragliche Grundlagen

E1 Gegenstand der Versicherung

E1.1 Soweit auf Grund der übrigen Vertragsbestimmungen Deckung
besteht, umfasst der Versicherungsschutz:

E1.1.1 das Anlagerisiko, d.h. Schädigungen aus Eigentum oder Besitz
von Grundstücken, Gebäuden, Räumlichkeiten und Anlagen;

E1.1.2 das Betriebsrisiko, d.h. Schädigungen aus betrieblichen Vorgän-
gen und Arbeitsabläufen auf dem Betriebsareal, oder auf externen
Arbeitsstätten;

E1.1.3 das Produkterisiko, d.h. Schädigungen aus der Herstellung und
dem Vertrieb von Produkten, die in Verkehr gebracht wurden;

E1.1.4 das Umweltrisiko, d.h. Schädigungen durch Umweltbeeinträchti-
gungen.

E1.2 Versichert ist die auf gesetzlichen Haftpflichtbestimmungen beru-
hende Haftpflicht der Versicherten aus dem in der Police aufge-
führten versicherten Risiko wegen

E1.2.1 Personenschäden, d.h. Tötung, Körperverletzung oder sonstige
Gesundheitsschädigung von Personen, einschliesslich der daraus
folgenden Vermögenseinbussen und Ertragsausfälle;

E1.2.2 Sachschäden, d.h. Zerstörung, Beschädigung oder Verlust von
Sachen, einschliesslich die dem Geschädigten daraus entstehen-
den Vermögenseinbussen und Ertragsausfälle. Die Funktionsbe-
einträchtigung einer Sache ohne deren Substanzbeeinträchtigung
gilt nicht als Sachschaden;

E1.2.3 Tierschäden, d.h. Tötung, Verletzung oder sonstige Gesund-
heitsschädigung sowie der Verlust von Tieren. Tierschäden sind
den Sachschäden gleichgestellt.

E1.3 Das versicherte Risiko umfasst die in der Police bezeichnete Art
des Betriebs oder Berufs sowie die dazugehörenden Tätigkeiten,
Dienstleistungen und/oder Produkte.

E1.4 Versichert sind alle Standorte (wie Betriebsstätten, Zweigniederlas-
sungen, Lager) des versicherten Betriebs in der Schweiz und im
Fürstentum Liechtenstein. Nicht versichert sind Standorte des ver-
sicherten Betriebs ausserhalb dieser beiden Länder.

E1.5 Versichert sind betriebliche Nebenrisiken wie:

E1.5.1 Anlage- und Betriebsnebenrisiken (wie Anschlussgleise, Betriebs-
feuerwehren, Reklameeinrichtungen jeder Art, Tankstellen);

E1.5.2 Betriebsveranstaltungen aller Art (wie Betriebsfeiern, Betriebsaus-
flüge, Schulungskurse, Sport- und Freizeitanlässe, Tag der offenen
Tür). Vorbehalten bleibt der Ausschluss gemäss Art. E7.27;

E1.5.3 Sozialeinrichtungen für Betriebsangehörige (wie Kantinen, Erho-
lungsheime, Kinderhorte), auch wenn diese Einrichtungen durch
betriebsfremde Personen benutzt werden;

E1.5.4 Tätigkeiten von Firmensportclubs und kulturellen Vereinen sowie
aus dem Überlassen von Plätzen, Räumen und Geräten.

E2  Versicherte

Versichert sind:

E2.1 Versicherungsnehmer

Natürliche oder juristische Person, Personengesellschaft, Körper-
schaft oder Anstalt, die in der Police als Versicherungsnehmer
aufgeführt ist.

Ist der Versicherungsnehmer eine Personengesellschaft, Ge-
meinschaft zu gesamter Hand oder hat er die Versicherung für
Rechnung Dritter abgeschlossen, so sind ihm in Rechten und
Pflichten gleichgestellt die Gesellschafter, die Angehörigen der
Gemeinschaft zu gesamter Hand bzw. die übrigen Personen, auf
welche die Versicherung lautet;

E2.2 Vertreter des Versicherungsnehmers

Die aktuellen und ehemaligen Vertreter des Versicherungsnehmers
sowie die mit der Leitung oder Beaufsichtigung des Betriebes
betrauten Personen aus ihren Tätigkeiten für den versicherten
Betrieb.

E2.3 Arbeitnehmer und Hilfspersonen

Die aktuellen und ehemaligen Arbeitnehmer und übrigen Hilfsper-
sonen des Versicherungsnehmers im Zusammenhang mit ihren
Tätigkeiten für den versicherten Betrieb.

Nicht versichert bleiben jedoch Regress- und Ausgleichsansprüche
Dritter;

Nicht versichert ist jedoch die Haftpflicht von Unternehmen und
selbständigen Berufsleuten, deren sich der Versicherungsnehmer
bedient, wie Subunternehmer.

Versichert bleiben gegen einen Versicherten erhobene Ansprüche
aus Schäden, die solche Unternehmen und Berufsleute verursa-
chen.

E2.4 Dritte als Grundstückeigentümer

Die Grundstückeigentümer, wenn der Versicherte nur Eigentümer
des Gebäudes, nicht aber des Grundstückes ist (Baurecht).

E2.5 Mitversicherte Unternehmen

Weitere in der Police aufgeführte "mitversicherte Unternehmen"
inklusiv dem Personenkreis gemäss E2.2 bis E2.4.

Solche Unternehmen, zum Beispiel Tochtergesellschaften, gelten
ebenfalls als Versicherungsnehmer.

E3  Deckungserweiterungen

E3.1 Schadenverhütungskosten

E3.1.1 Steht infolge eines unvorhergesehenen Ereignisses der Eintritt ei-
nes versicherten Personen- oder Sachschadens unmittelbar bevor,
so erstreckt sich die Versicherung auch auf die zu Lasten des
Versicherten gehenden Kosten, welche durch angemessene, sofor-
tige Massnahmen zur Abwendung dieser Gefahr verursacht wer-
den (Schadenverhütungskosten).

E3.1.2 Nicht versichert sind in Ergänzung von Art. E7 Kosten für:

a) Schadenverhütungsmassnahmen, die in einer Tätigkeit beste-
hen, die zur richtigen Vertragserfüllung gehört, wie Behebung
von Mängeln und Schäden an hergestellten oder gelieferten
Sachen oder an geleisteten Arbeiten;

b) Massnahmen nach erfolgter Gefahrenabwendung wie Entsor-
gung von mangelhaften Produkten oder Abfällen, sowie das
Wiederauffüllen von Anlagen, Behältern und Leitungen;

c) die Beseitigung eines gefährlichen Zustands im Sinne von Art.
E14.2;

d) die Feststellung von Lecks, Funktionsstörungen und Scha-
denursachen, einschliesslich das dafür erforderliche Entleeren
von Anlagen, Behältern und Leitungen, sowie Kosten für Repa-
raturen und Änderungen daran (wie Sanierungskosten);
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e) Schadenverhütungsmassnahmen, die wegen Schneefall oder
Eisbildung ergriffen werden.

E3.2 Gemietete, geleaste oder gepachtete Grundstücke, Gebäude und
Räumlichkeiten

E3.2.1 Versichert sind in teilweiser Abänderung von Art. E7.11 und E7.12
Ansprüche aus Schäden:

a) an gemieteten, geleasten oder gepachteten Grundstücken, Ge-
bäuden und Räumlichkeiten, sofern sie dem versicherten Be-
trieb dienen (einschliesslich Personalwohnhäuser und -woh-
nungen);

b) an gemeinsam mit anderen Mietern, Leasingnehmern, Päch-
tern oder mit dem Eigentümer benützten Gebäudeteilen und
Räumlichkeiten (wie Eingangshalle, Treppenhaus, Fahrzeu-
geinstellplatz);

c) an Anlagen und Installationen, die ausschliesslich den aufge-
führten Grundstücken, Gebäuden und Räumlichkeiten dienen
(wie Heizungs-, Klima-, Lüftungs-, Elektro- und Sanitäranlagen,
Aufzüge und Rolltreppen).

E3.2.2 Bei Schäden, deren Verursacher nicht ermittelt werden kann, ist
der Versicherungsschutz - in Abänderung von Art. E7.4 - auf den
Teil des Schadens beschränkt, für den der Versicherte auf Grund
des Miet-, Leasing- oder Pachtvertrages aufzukommen hat.

E3.2.3 Bei Verlust von anvertrauten Schlüsseln zu den hiervor aufgeführ-
ten Grundstücken, Gebäuden und Räumlichkeiten sind auch Kos-
ten für das notwendige Ändern oder Ersetzen von Schlössern und
von dazugehörenden Schlüsseln versichert (Schlossänderungskos-
ten). Elektronisch gesteuerte Schliesssysteme und dazugehörende
Badges sind Schlössern und Schlüsseln gleichgestellt.

E3.2.4 Nicht versichert sind Ansprüche aus:

a) Schäden durch die allmähliche Einwirkung von Feuchtigkeit
sowie Schäden, die nach und nach entstehen (Abnützung,
Tapeten- und Farbschäden und dergleichen);

b) Aufwendungen für die Wiederherstellung des ursprünglichen
Zustandes des Grundstücks, des Gebäudes oder der Räum-
lichkeiten nach willentlicher Veränderung derselben durch
einen Versicherten oder auf seine Veranlassung hin;

c) Schäden an Mobiliar, Maschinen und Apparaten, selbst wenn
sie mit dem Grundstück, dem Gebäude oder den Räumlichkei-
ten fest verbunden sind. Vorbehalten bleibt Art. E3.2.1, lit. c;

d) Schäden an Grundstücken, Gebäuden und Räumlichkeiten, die
im Zusammenhang mit der Organisation und Durchführung von
Veranstaltungen gemietet, geleast oder gepachtet werden (Be-
triebsveranstaltungen gemäss Art. 1.5.2 bleiben vorbehalten);

e) Schäden an Turn- und Mehrzweckhallen, Stadien, Konzerthal-
len sowie Messe- und Ausstellungshallen;

f) Schäden an Gebäuden und Räumlichkeiten, in denen giftige
oder ätzende Stoffe oder Substanzen aufbewahrt werden,
wenn der Schaden auf die Einwirkung dieser Stoffe oder Sub-
stanzen zurückzuführen ist.

E3.2.5 Der Selbstbehalt wird für sämtliche Ansprüche zusammen, die bei
der Beendigung des Miet-, Leasing- oder Pachtvertrages (Zeit-
punkt der Übergabe der Gebäude und Räumlichkeiten an den
Vermieter, Leasinggeber bzw. Verpächter) erhoben werden, nur
einmal abgezogen.

E3.3 Gemietete oder geleaste Telekommunikationsanlagen und -geräte

E3.3.1 Versichert sind in teilweiser Abänderung von Art. E7.11 und E7.12
Ansprüche aus Schäden an gemieteten oder geleasten stationären
Telekommunikationsanlagen wie Telefonen, Bildtelefonen, Video-
konferenzanlagen, Anrufbeantwortern, an unmittelbar zu diesen
Apparaten und Geräten gehörenden Kabeln sowie an Hauszentra-
len (Inneneinrichtungen).

E3.3.2 Nicht versichert sind Ansprüche aus

a) Schäden an Mobiltelefonen, Tablets, Pagern, Betriebsfunksys-
temen, Personal Computern/Laptops und deren Peripheriege-
räten, an Servern, Netzwerk- und Grossrechneranlagen, Kabel-
netzen, Software und Daten;

b) Schäden durch die allmähliche Einwirkung von Feuchtigkeit
sowie Schäden, die nach und nach entstehen (Abnützungs-
und Farbschäden und dergleichen).

E3.4 Verlust von anvertrauten Schlüsseln

E3.4.1 Versichert sind in teilweiser Abänderung von Art. E7.11 und E7.12
Ansprüche aus dem Verlust von anvertrauten Schlüsseln zu
Grundstücken, Gebäuden, Räumlichkeiten und Anlagen, in oder an
welchen Versicherte Arbeiten auszuführen haben oder die durch
Versicherte verwaltet werden, sowie die Kosten für das notwendi-
ge Ändern oder Ersetzen von Schlössern und dazugehörenden
Schlüsseln. Solche Kosten gelten als Sachschäden.

Elektronisch gesteuerte Schliesssysteme mit dazugehörenden

Badges sind Schlössern und Schlüsseln gleichgestellt.

E3.4.2 Nicht versichert sind Ansprüche im Zusammenhang mit Gebäuden,
Räumlichkeiten und Anlagen, die von einem Versicherten gemie-
tet, geleast oder gepachtet werden.

E3.4.3 Obliegenheit

Der Versicherte hat den Auftraggeber unverzüglich zu benachrich-
tigen, wenn Schlüssel oder Badges verloren gehen. Bei Verletzung
dieser Obliegenheit gilt Art. E14.3.

E3.5 Teilnahme an Messen und Veranstaltungen

Versichert ist die Haftpflicht aus der Teilnahme an Messen, Aus-
stellungen, Symposien und Kongressen auf der ganzen Welt.

E3.6 Lasergeräte und ionisierende Strahlen:

E3.6.1 Versichert ist die Haftpflicht aus der Verwendung von Lasergerä-
ten und für die Einwirkung von ionisierenden Strahlen.

E3.6.2 Nicht versichert sind in Ergänzung von Art. E7 Ansprüche wegen
genetischer Schäden (d.h. Änderungen der Erbanlagen).

E3.6.3 Obliegenheiten

Die Versicherten haben die gesetzlichen und behördlichen Vor-
schriften einzuhalten sowie das Bedienungspersonal vor der An-
wendung der Geräte entsprechend zu instruieren. Das Bedie-
nungspersonal hat diese Vorschriften und die Gebrauchsanweisun-
gen der Geräte einzuhalten. Bei Verletzung dieser Obliegenheit gilt
Art. E14.3.

E3.7 Privathaftpflicht auf Dienstreisen

E3.7.1 Mitversichert sind Ansprüche gegen Versicherte in ihrer Ei-
genschaft als Privatperson während Dienstreisen und auswärtigen
Aufenthalten zu Geschäftszwecken auf der ganzen Welt.

Versichert sind in teilweiser Abänderung von Art. E7.11 Ansprüche
aus Schäden an von Versicherten benützten Räumlichkeiten, wie
Hotelzimmer und Wohnungen.

E3.8 Enthaftungsabreden

Hat der Versicherte Haftpflichtvereinbarungen getroffen, die enger
gefasst sind als die gesetzliche Haftpflicht, verzichtet die Ge-
sellschaft darauf, eine solche Vereinbarung einzuwenden, wenn
diese vom Versicherten nicht durchgesetzt werden kann oder der
Versicherte diese nicht durchsetzen will (z.B. aufgrund von Kun-
denbeziehungen).

E3.9 Be- und Entladeschäden

E3.9.1 Versichert sind in teilweiser Abänderung von Art. E7.12 Ansprüche
aus Schäden an fremden Land- und Wasserfahrzeugen (inkl. Auf-
bauten und Aufliegern) sowie fremden Containern beim Be- und
Entladen bzw. beim Auffüllen oder Entleeren.

E3.9.2 Nicht versichert sind in Ergänzung von Art. E7 Ansprüche aus
Schäden

a) an den manipulierten Gütern selbst;

b) am Rollmaterial der Bahn;

c) an Land- und Wasserfahrzeugen sowie Containern, die ein
Versicherter geliehen, gemietet oder geleast hat;

d) an beladenen oder entladenen Containern, wenn sie auf ein
Fahrzeug auf- bzw. abgeladen werden;

e) die durch Schüttgüter beim Be- oder Entladen verursacht wer-
den. Als Schüttgüter gelten Sachen, die locker und unverpackt
verladen oder entladen werden, wie Getreide, Sand, Kies, Stei-
ne, Felsbrocken, Kohle, Alteisen, Abbruch- und Aushubmaterial
sowie Abfälle. Ausgenommen sind flüssige Güter;

f) infolge Überfüllens oder Überladens.

E3.10 Garderobesachen

E3.10.1 Versichert ist in teilweiser Abänderung von Art. E7.11 die Haft-
pflicht aus der Zerstörung, Beschädigung, Entwendung oder dem
Verlust von Garderobesachen Dritter in bzw. aus den Räumlichkei-
ten des Versicherungsnehmers.

Bei Sport- und Unterhaltungsstätten aller Art (wie Theatern, Kinos,
Casinos, Zirkussen, Stadien) sowie bei Veranstaltungen erstreckt
sich der Versicherungsschutz auf die Zerstörung, Beschädigung,
Entwendung oder den Verlust von Sachen, die in ständig bewach-
ten oder abgeschlossenen Garderoben aufbewahrt werden.

E3.10.2 Nicht versichert sind Ansprüche aus Schäden an wertvollen Sa-
chen (wie Pelze, Schmuck, Uhren, Antiquitäten, Kunstgegenstän-
de) und Geldwerten (wie Bargeld, Kredit- und Debitkarten, Checks
und andere Zahlungsmittel, Fahrkarten, Abonnemente, Tickets,
Wertpapiere) sowie Dokumenten, Urkunden und Plänen.

E3.11 Gelegentliche dienstliche Benützung fremder Motorfahrzeuge bis
3,5 Tonnen

E3.11.1 Versichert ist die unentgeltliche und unregelmässige Benützung
(höchstens tageweise und nicht für denselben Zweck) von fremden
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Motorfahrzeugen mit schweizerischen oder liechtensteinischen
Kontrollschildern bis 3,5 Tonnen zulässiges Gesamtgewicht, im
Rahmen der Tätigkeiten für den versicherten Betrieb.

E3.11.2 Versichert sind Ansprüche des Halters für

a) den vertraglichen Selbstbehalt, mit dem der Motorfahrzeug-
Haftpflicht- und/oder Kaskoversicherer ihn belastet;

b) die Mehrprämien (Bonusverlust), welche bei der Haftpflicht-
und/oder Kaskoversicherung des benützten Motorfahrzeuges
aus der Rückstufung im Prämienstufensystem entstehen.

E3.11.3 Nicht versichert sind in Ergänzung von Art. 4.1.3 Ansprüche

a) aus gesetzlich oder behördlich verbotenen Fahrten, sofern das
Verbot aus Gründen der Verkehrssicherheit erlassen wurde;

b) im Zusammenhang mit der Beförderung gefährlicher Güter im
Sinne der schweizerischen und liechtensteinischen Strassen-
verkehrsgesetzgebung;

c) aus Unfällen bei Rennen, Rallyes oder ähnlichen Geschwindig-
keitswettfahrten sowie allen Fahrten auf Rennstrecken, Rund-
kursen oder auf Verkehrsflächen, die zu solchen Zwecken
eingesetzt werden, zudem bei Teilnahme an Trainingsfahrten
oder Wettbewerben im Gelände oder bei Sportfahrlehrgängen.

E3.12 Krisenkommunikation (PR-Kosten)

E3.12.1 Droht dem Versicherungsnehmer eine kritische Medienberichter-
stattung aufgrund eines versicherten Schadenereignisses, vergütet
die Gesellschaft den Aufwand zur unmittelbaren Abwendung oder
Minderung eines möglichen Reputationsschadens.

Ist strittig, ob es sich um ein versichertes Schadenereignis han-
delt, bevorschusst die Gesellschaft die vorgenannten Kosten. Stellt
sich im Nachhinein heraus, dass kein versichertes Ereignis vor-
liegt, so sind die von der Gesellschaft erbrachten Leistungen in
voller Höhe zurückzuerstatten.

E3.12.2 Versichert sind die Kosten einer in Rücksprache mit der Ge-
sellschaft oder von ihr beauftragten PR-Agentur für die Betreuung
und Unterstützung des Versicherungsnehmers.

E3.12.3 Bei Kosten im Zusammenhang mit der Krisenkommunikation ent-
fällt der Selbstbehalt.

E3.13 Kundenakten

Versichert sind in teilweiser Abänderung von Art. E7.11 und E7.12
Ansprüche aus der Zerstörung, der Beschädigung oder dem Ver-
lust von Kundenakten, die ein Versicherter zu Analyse-, Be-
rechnungs-, Expertise- oder ähnlichen Zwecken übernommen hat.

E3.14 Reinigungskosten

E3.14.1 Versichert sind in Ergänzung von Art. E1.2 auch Ansprüche
Dritter für Kosten, welche durch die Verschmutzung von Sachen
Dritter entstanden sind, sofern hierfür eine Spezialreinigung erfor-
derlich ist. In Präzisierung von Art. E1.2.2 werden solche Ver-
schmutzungen den Sachschäden gleichgestellt.

Für Umweltbeeinträchtigungen richtet sich der Versiche-
rungsschutz ausschliesslich nach den Bestimmungen in Art. E6
oder einer an deren Stelle tretende Vereinbarung.

Wird die Reinigung von Versicherten selbst vorgenommen, er-
streckt sich die Versicherung auf die Selbstkosten.

E3.14.2 Nicht versichert sind in Ergänzung von Art. E7 Ansprüche wegen
Reinigungskosten,

a) die üblicherweise zu erwarten sind;

b) sofern keine Massnahmen gegen die Verschmutzung getroffen
wurden;

c) soweit die Verschmutzung Sachen betrifft, die ein Versicherter
oder ein von ihm beauftragter Dritter selbst geliefert, einge-
baut, angebracht oder verlegt hat.

E3.15 Verlängerung der Verjährungsfrist

Verlängert ein Versicherter seinen Kunden gegenüber die gesetzli-
che Verjährungsfrist im Zusammenhang mit der Lieferung von
Produkten, verzichtet die Gesellschaft auf die Einrede gemäss Art.
E7.4, soweit es sich um versicherte Schadenfälle im Sinne der
Police handelt und die Verjährungsfrist 5 Jahre nicht übersteigt.

E3.16 Vermögensschäden - Herausgabe von Daten

E3.16.1 Versichert ist in Ergänzung von Art. E1.2 die Haftpflicht für
Vermögensschäden aus Persönlichkeitsrechtsverletzungen wegen
unbefugter Heraus- oder Weitergabe von personenbezogenen Da-
ten durch Versicherte anlässlich dienstlicher Tätigkeiten.

Vermögensschäden sind in Geld messbare Schäden, die nicht
Folge einer Gesundheitsschädigung von Personen (Personenschä-
den) oder einer Zerstörung, Beschädigung oder eines Verlustes
von Sachen (Sachschäden) sind.

E3.16.2 Nicht versichert sind in Ergänzung von Art. E7 Ansprüche

a) aus einem Verfahren zur Gewährung des Rechts auf Einsicht

in Daten, Berichtigung oder Vernichtung von Daten;

b) aus der Veröffentlichung oder aus dem Verkauf oder der Wei-
tergabe von Daten zu kommerziellen Zwecken;

c) aus Schäden im Rahmen von vorsätzlich begangenen Verge-
hen oder Verbrechen (wie Hackerangriffe, Schadsoftware oder
andere Arten von Computerkriminalität);

d) aus verstümmelten, unrichtigen oder falschen Übermittlungen
von Mitteilungen oder Auskünften.

E3.16.3 Der Versicherungsnehmer hat pro Ereignis den in der Basisde-
ckung für Sachschäden vereinbarten Selbstbehalt zu tragen.

E3.17 Versand von gefährlichen Gütern

Versichert sind Ansprüche aufgrund einer abgegebenen Sendung
mit gefährlichen Inhalten gemäss Europäischem Übereinkommen
über die internationale Beförderung gefährlicher Güter im Stras-
sen- und Schienenverkehr (ADR / RID), sofern die Transport-
bestimmungen gemäss ARD / RID eingehalten werden.

E4  Benützung von Fahrrädern, Fahrzeugen und Anhängern

E4.1 Motorfahrzeuge

E4.1.1 Versichert ist die Haftpflicht als Halter und aus dem Gebrauch von
Motorfahrzeugen:

a) für die weder ein Fahrzeugausweis noch Kontrollschilder vor-
geschrieben sind;

b) deren Kontrollschilder bei der zuständigen Behörde hinterlegt
sind.

c) ohne Fahrzeugausweis und Kontrollschilder auf öffentlichen
Strassen innerhalb des Betriebsareals.

Fahrten ausserhalb des Betriebsareals sind nur versichert, so-
weit die kantonalen Behörden sie bewilligt haben.

d) die für Arbeitsverrichtungen eingesetzt werden, sofern der
Schaden im Zusammenhang mit diesen Arbeitsverrichtungen
verursacht wurde.

E4.1.2 Es gelten die in der schweizerischen Strassenverkehrsgesetzge-
bung vorgeschriebenen Mindestversicherungssummen, sofern in
der Police nicht höhere Leistungen festgesetzt sind.

E4.1.3 Nicht versichert ist die Haftpflicht

a) von Personen, die das Fahrzeug zu Fahrten verwendet haben,
die behördlich nicht bewilligt sind oder zu denen die Personen
durch die Strassenverkehrsgesetzgebung oder aus andern
Gründen nicht ermächtigt waren.

b) der für diese Fahrzeugbenützer verantwortlichen Personen und
von Personen, in deren Auftrag oder mit deren Wissen solche
Fahrten ausgeführt wurden.

Für den Versicherungsschutz gemäss Art. E4.1.1 lit. c Absatz 1
gilt der Ausschluss im Zusammenhang mit einer fehlenden behörd-
lichen Bewilligung nicht.

E4.1.4 Für Schadenereignisse, für die nach schweizerischer Strassenver-
kehrsgesetzgebung eine Versicherungspflicht besteht, sind in Er-
gänzung von Art. E4.1.3 und in Aufhebung von Art. E7 von der
Versicherung ausgeschlossen Ansprüche:

a) des Halters aus Sachschäden, die Personen verursacht haben,
für die er nach dieser Gesetzgebung verantwortlich ist;

b) aus Sachschäden des Ehegatten oder des eingetragenen Part-
ners des Halters, seiner Verwandten in auf- und absteigender
Linie sowie seiner mit ihm im gemeinsamen Haushalt lebenden
Geschwister;

c) für Schäden am benützten Fahrzeug und Anhänger sowie für
Schäden an den mit diesen Fahrzeugen beförderten Sachen,
ausgenommen an Gegenständen, die der Geschädigte mit sich
führte, namentlich Reisegepäck und dergleichen;

d) aus Unfällen bei Rennen, Rallyes oder ähnlichen Geschwindig-
keitswettfahrten sowie allen Fahrten auf Rennstrecken, Rund-
kursen oder auf Verkehrsflächen, die zu solchen Zwecken
eingesetzt werden, zudem bei Teilnahme an Trainingsfahrten
oder Wettbewerben im Gelände oder bei Sportfahrlehrgängen.

E4.1.5 Im Übrigen gelten die Bestimmungen der schweizerischen Stras-
senverkehrsgesetzgebung, soweit deren Anwendung zwingend
vorgeschrieben ist.

E4.2 Abgekuppelte Anhänger

Versichert ist die Haftpflicht für abgekuppelte Anhänger, für die
keine Haftpflichtversicherung vorgeschrieben ist.

E4.3 Motorfahrräder

E4.3.1 Versichert ist die Haftpflicht aus der Verwendung von versiche-
rungspflichtigen Motorfahrrädern, soweit es sich um Fahrten für
den versicherten Betrieb handelt. Ausgenommen sind Fahrten zur
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und von der Arbeit.

E4.3.2 Die Versicherung ist beschränkt auf den Teil der Entschädigung,
der die vereinbarten Versicherungssummen der gesetzlich vor-
geschriebenen Haftpflichtversicherungen übersteigt (Zusatzversi-
cherung). Diese Einschränkung entfällt, wenn solche Fahrzeuge in
Übereinstimmung mit der Strassenverkehrsgesetzgebung ohne
Kennzeichen (Vignette) bzw. Kontrollschild verwendet werden.

Ist eine gesetzlich oder behördlich vorgeschriebene Haftpflichtver-
sicherung für das verwendete Fahrzeug nicht abgeschlossen wor-
den, besteht kein Versicherungsschutz.

E4.3.3 Die einschränkenden Bestimmungen gemäss Art. E4.1.3 und
E4.1.4 gelten sinngemäss.

E4.4 Fahrräder

Versichert ist die Haftpflicht aus der Verwendung von Fahrrädern
sowie Motorfahrzeugen von geringer Motorkraft oder Geschwindig-
keit, für die gemäss der schweizerischen Verkehrsversicherungs-
verordnung keine Versicherungspflicht besteht (wie Motorhandwa-
gen, Leicht-Motorfahrräder) soweit es sich um Fahrten für den
versicherten Betrieb handelt. Ausgenommen sind Fahrten zur und
von der Arbeit.

E4.5 Wasserfahrzeuge

Versichert ist die Haftpflicht als Halter und aus dem Gebrauch von
Wasserfahrzeugen, für die gemäss schweizerischer Gesetzgebung
keine Haftpflichtversicherung vorgeschrieben ist bzw. vorgeschrie-
ben wäre, falls sie in der Schweiz verwendet würden, soweit es
sich um Fahrten für den versicherten Betrieb handelt. Ausgenom-
men sind Fahrten zur und von der Arbeit.

E4.6 Luftfahrzeuge

Versichert ist die Haftpflicht als Halter und aus dem Gebrauch von
Luftfahrzeugen besonderer Kategorien, für die gemäss schweizeri-
scher Gesetzgebung keine Haftpflichtversicherung oder keine Si-
cherstellungspflicht vorgeschrieben ist bzw. vorgeschrieben wäre,
falls sie in der Schweiz verwendet würden, soweit diese Luftfahr-
zeuge für den versicherten Betrieb eingesetzt werden.

E5  Liegenschaften

E5.1 Versichert ist die Haftpflicht des Versicherungsnehmers für Schä-
den, die auf Grundstücke, Gebäude, Räumlichkeiten und Anlagen
in der Schweiz und im Fürstentum Liechtenstein zurückzuführen
sind, unabhängig davon, ob diese dem versicherten Betrieb die-
nen.

E5.2 Miteigentum (inkl. Stockwerkeigentum):

Stehen die Grundstücke, Gebäude und Räumlichkeiten gemäss
Art. E5.1 im Mit- oder Stockwerkeigentum, gilt zusätzlich Folgen-
des:

E5.2.1 Versichert sind auch Ansprüche aus Schäden, deren Ursachen in
Gebäudeteilen (inkl. den dazugehörenden Anlagen und Einrichtun-
gen) und Grundstücken liegt, die dem Versicherungsnehmer zu
Sonderrecht zugewiesen sind.

E5.2.2 Nicht versichert ist bei Ansprüchen

a) der Eigentümergemeinschaft aus Schäden an gemeinschaftlich
genutzten Gebäudeteilen (inkl. den dazugehörenden Anlagen
und Einrichtungen) und Grundstücken derjenige Teil des Scha-
dens, welcher der Eigentumsquote des Versicherungsnehmers
entspricht;

b) eines anderen Miteigentümers aus Schäden, deren Ursache in
gemeinschaftlich genutzten Gebäudeteilen (inkl. den dazuge-
hörenden Anlagen und Einrichtungen) und Grundstücken liegt,
derjenige Teil des Schadens, welcher der Eigentumsquote der
übrigen Miteigentümer entspricht.

E5.3 Gesamteigentum:

Stehen die Grundstücke, Gebäude und Räumlichkeiten gemäss
Art. E5.1 im Gesamteigentum, sind auch Ansprüche gegen den
Versicherungsnehmer in seiner Eigenschaft als Gesamteigentümer
versichert. Nicht versichert sind jedoch Ansprüche aus Schäden
der Gesamteigentümer.

E5.4 Nicht versichert sind Ansprüche aus Schäden, die auf Grund-
stücke, Gebäude, Räumlichkeiten und Anlagen zurückzuführen
sind, die im Eigentum von Pensionskassen, Bau-/Wohngenos-
senschaften, Immobilienverwaltungen, Immobiliengesellschaften,
Immobilienfonds und Investmentgesellschaften stehen und weder
ganz noch teilweise selbst genutzt werden.

E6  Umweltbeeinträchtigungen

E6.1 Versichert sind Ansprüche für Personen- und Sachschäden im
Zusammenhang mit einer Umweltbeeinträchtigung nur dann, so-
fern diese Umweltbeeinträchtigung die Folge eines einzelnen,

plötzlich eingetretenen, unvorhergesehenen Ereignisses ist, das
zudem sofortige Massnahmen erfordert (wie Meldung an zuständi-
ge Behörde, Alarmierung der Bevölkerung, Einleitung von Scha-
denverhütungs- oder Schadenminderungsmassnahmen).

Versichert sind auch Ansprüche für Personen- und Sachschäden
im Zusammenhang mit einer Umweltbeeinträchtigung als Folge
des Austretens von boden- oder gewässerschädigenden Stoffen
wie flüssige Brenn- und Treibstoffe, Säuren, Basen und andere
Chemikalien (nicht aber Abwässer und sonstige betriebliche Abfall-
produkte) aufgrund des Durchrostens oder Leckwerdens einer mit
dem Grundstück fest verbundenen Anlage, sofern das festgestellte
Austreten sofortige Massnahmen gemäss vorstehendem Absatz
erfordert. Dieser Versicherungsschutz besteht nur, sofern der Ver-
sicherungsnehmer beweist, dass die entsprechende Anlage ord-
nungs- und vorschriftsgemäss erstellt, gewartet oder stillgelegt
wurde.

E6.2 Als Umweltbeeinträchtigung gilt:

E6.2.1 die nachhaltige Störung des Zustandes von Luft, Gewässern (auch
Grundwasser), Boden, Flora oder Fauna durch jegliche Einwir-
kung;

E6.2.2 jeder Sachverhalt, der gemäss anwendbarem Recht als Um-
weltschaden definiert wird.

E6.3 Nicht versichert sind in Ergänzung von Art. E7 Ansprüche:

E6.3.1 im Zusammenhang mit mehreren, gleichartigen Ereignissen, die
zusammen zur Umweltbeeinträchtigung führen, oder mit andauern-
den Einwirkungen, die nicht Folge eines einzelnen, plötzlich einge-
tretenen, unvorhergesehenen Ereignisses sind (wie tropfenweises
Eindringen schädlicher Stoffe in den Boden, wiederholtes Ver-
schütten von Flüssigkeiten aus mobilen Behältern). Vorbehalten
bleibt Art. E6.1, Absatz 2 hiervor;

E6.3.2 im Zusammenhang mit der Wiederherstellung von geschützten
Arten oder Lebensräumen;

E6.3.3 aus Schäden an Luft und an nicht in zivilrechtlichem Eigentum
stehenden Gewässern, Böden, Flora oder Fauna;

E6.3.4 im Zusammenhang mit zum Zeitpunkt des Vertragsbeginns beste-
henden Ablagerungen von Abfällen, Boden- oder Gewässerbelas-
tungen (Altlasten);

E6.3.5 im Zusammenhang mit dem Eigentum oder Betrieb von Anlagen
zur Lagerung, Aufbereitung, Durchleitung oder Beseitigung von
Abfällen, Abwässer, sonstigen Abfallprodukten oder Recycling-
Material.

Hingegen besteht Versicherungsschutz für betriebseigene Anlagen,
die zur Kompostierung oder kurzfristigen Zwischenlagerung von
Abfällen bzw. Abfallprodukten oder zur Klärung oder Vorbehand-
lung von Abwässern dienen.

E6.4 Der Versicherte hat dafür zu sorgen, dass

E6.4.1 die Produktion, Verarbeitung, Sammlung, Lagerung, Reinigung und
Beseitigung von umweltgefährdenden Stoffen unter Einhaltung ge-
setzlicher und behördlicher Bestimmungen erfolgt;

E6.4.2 die für die vorstehenden Tätigkeiten verwendeten Einrichtungen,
einschliesslich der Sicherheits- und Alarmanlagen, unter Einhal-
tung von technischen, gesetzlichen sowie behördlichen Vorschrif-
ten fachmännisch gewartet und in Betrieb gehalten werden;

E6.4.3 den behördlichen Verfügungen für Sanierungen und ähnliche
Massnahmen innert den vorgeschriebenen Fristen nachgekommen
wird.

E7  Ausschlüsse

E7.1 Eigenschäden

Nicht versichert sind Ansprüche aus Schäden
_ des Versicherungsnehmers;
_ welche die Person des Versicherungsnehmers betreffen (wie

Versorgerschäden);
_ von Personen, welche mit dem haftpflichtigen Versicherten im

gemeinsamen Haushalt leben;

E7.2 Krieg / Terrorismus

Nicht versichert sind Ansprüche im Zusammenhang mit kriegeri-
schen Ereignissen, Unruhen aller Art und Terrorismus;

E7.3 Vergehen oder Verbrechen

Nicht versichert sind Ansprüche aus der Haftpflicht des Täters für
Schäden, die im Zusammenhang mit vorsätzlich begangenen Ver-
gehen oder Verbrechen bzw. dem Versuch dazu verursacht wer-
den;

E7.4 Vertraglich übernommene Haftung

Nicht versichert sind Ansprüche auf Grund einer vertraglich über-
nommenen, über die gesetzlichen Vorschriften hinausgehenden
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Haftung;

E7.5 Nichterfüllung einer Versicherungspflicht

Nicht versichert sind Ansprüche wegen Nichterfüllung gesetzlicher
oder vertraglicher Versicherungspflicht;

E7.6 Motorfahrzeuge

Nicht versichert sind Ansprüche aus der Haftpflicht als Halter und
aus dem Gebrauch von Motorfahrzeugen (vorbehältlich Art. E4.1
und E4.3) und von ihnen gezogenen Anhängern oder geschlepp-
ten Fahrzeugen sowie die Haftpflicht der Personen, für die der
Halter gemäss der schweizerischen Strassenverkehrsgesetzge-
bung verantwortlich ist, wenn der Schaden verursacht wurde
_ durch den Betrieb eines solchen Fahrzeuges;
_ durch einen Verkehrsunfall, der von einem nicht in Betrieb

befindlichen solchen Fahrzeug veranlasst wird;
_ infolge Hilfeleistung nach Unfällen eines solchen Fahrzeuges;
_ beim Ein- und Aussteigen aus einem solchen Fahrzeug;
_ beim Öffnen oder Schliessen beweglicher Fahrzeugteile;
_ beim Anhängen oder Loslösen eines Anhängers oder ge-

schleppten Fahrzeuges.

E7.7 Umweltbeeinträchtigungen

Nicht versichert sind Ansprüche im Zusammenhang mit drohenden
oder eingetretenen Umweltbeeinträchtigungen im Sinne von Art.
E6.2, soweit diese Ansprüche nicht ausdrücklich unter den Versi-
cherungsschutz gemäss Art. E3.1 und Art. E6.1 sowie E6.3 fallen;

E7.8 Abbruch-, Erdbewegungs- oder Bauarbeiten

Nicht versichert sind Ansprüche aus Schäden an Grundstücken,
Gebäuden und andern Werken durch Abbruch-, Erdbewegungs-
oder Bauarbeiten. Art. E7.12, Absatz 3 bleibt vorbehalten;

E7.9 Spezielle Stoffe und Risiken

Nicht versichert sind Ansprüche im Zusammenhang mit

E7.9.1 Asbest oder asbesthaltigen Materialien;

E7.9.2 Benzinzusätzen (MTBE);

E7.9.3 Blei und bleihaltigen Produkte;

E7.9.4 Chlorkohlenwasserstoffen (CKW);

E7.9.5 Chromatiertem Kupfer Arsen (CCA);

E7.9.6 Diacetyl;

E7.9.7 Diethylstilbestrol (DES);

E7.9.8 der Übertragung und Ausbreitung von Krankheiten, Seuchen und
Viren (z.B. AIDS, Hepatitis, transmissible spongiforme Enzephalo-
pathien wie BSE, vCJD);

E7.9.9 Fluorchlorkohlenwasserstoffen (FCKW);

E7.9.10 Implantaten bei Verwendung im menschlichen Körper;

E7.9.11 L-Tryptophan;

E7.9.12 Schimmelpilzbefall in oder an Gebäuden und Teilen davon, ein-
schliesslich Schäden an Installationen und Mobiliar;

E7.9.13 Oxychinoline;

E7.9.14 Pharmazeutika, welche die Schwangerschaft beeinflussen (Anti-
konzeptiva, Abortiva, Ovulationsinduktoren);

E7.9.15 Produkten menschlichen Ursprungs (z.B. Transplantate, Blut und
Blutprodukte);

E7.9.16 Siliciumdioxid (Ausschluss für Personenschäden durch das Inhal-
lieren von kristallinem Siliziumdioxid);

E7.9.17 Tabak, Genussmitteln und Erzeugnissen (wie E-Zigaretten), die
Tabak oder Nikotin enthalten, oder Produkteteilen (wie Filter), die
in solchen Produkten enthalten sind;

E7.9.18 Urea-Formaldehyd;

E7.9.19 Vakzinen bzw. Impfstoffen;

E7.10 Hohe Wahrscheinlichkeit und Inkaufnahme

Nicht versichert sind Ansprüche aus Schäden, deren Eintritt vom
Versicherungsnehmer, seinen Vertretern oder von Personen, die
mit der Leitung oder Beaufsichtigung des Betriebes betraut sind,
mit hoher Wahrscheinlichkeit erwartet werden musste. Dasselbe
gilt für Schäden, die im Hinblick auf die Wahl einer bestimmten
Arbeitsweise, zwecks Senkung der Kosten, Beschleunigung der
Arbeit oder Vermeidung von Vermögenseinbussen und Ertragsaus-
fällen in Kauf genommen wurden;

E7.11 Obhutsschäden

Nicht versichert sind Ansprüche aus Schäden an Sachen, die ein
Versicherter zum Gebrauch, zur Bearbeitung, Verwahrung oder
Beförderung oder aus anderen Gründen (z.B. in Kommission, zu
Ausstellungszwecken) übernommen oder die er gemietet, geleast
oder gepachtet hat;

E7.12 Tätigkeitsschäden

Nicht versichert sind Ansprüche aus Schäden, die an Sachen
infolge Ausführung oder Unterlassung einer Tätigkeit eines Versi-
cherten an oder mit ihnen (wie Bearbeitung, Reparatur, Beladen
oder Entladen eines Fahrzeuges) entstanden sind.

Als Tätigkeit im vorstehenden Sinne gelten auch Projektierung und
Leitung, Erteilung von Weisungen und Anordnungen, Überwa-
chung und Kontrolle sowie ähnliche Arbeiten; ferner Funktionspro-
ben, gleichgültig durch wen die Proben ausgeführt worden sind;

Erstreckt sich eine Tätigkeit nur auf Teile unbeweglicher Sachen,
bezieht sich der Ausschluss lediglich auf Ansprüche aus Schäden
an diesen Teilen selbst sowie an angrenzenden, im unmittelbaren
Tätigkeitsbereich liegenden Teilen der unbeweglichen Sache;

E7.13 Unternehmerrisiko

Nicht versichert sind Ansprüche auf Erfüllung von Verträgen oder
an deren Stelle tretende Ansprüche auf Ersatzleistungen wegen
Nichterfüllung oder nicht richtiger Erfüllung, insbesondere

E7.13.1 aus Schäden und Mängeln, die an den vom Versicherungsnehmer
oder in seinem Auftrag hergestellten oder gelieferten Sachen oder
geleisteten Arbeiten infolge einer in der Herstellung, Lieferung
oder Arbeitsleistung liegenden Ursache entstanden sind;

E7.13.2 für Schäden und Kosten im Zusammenhang mit der Ermittlung
und Behebung solcher Schäden und Mängel;

E7.13.3 für Ertragsausfälle und Vermögenseinbussen als Folge solcher
Schäden und Mängel;

E7.13.4 Dieser Ausschluss erstreckt sich auch auf ausservertragliche An-
sprüche, die in Konkurrenz mit den oder anstelle der ausgeschlos-
senen vertraglichen Ansprüchen gestellt werden.

E7.14 Immaterialgüter

Nicht versichert sind Ansprüche im Zusammenhang mit der Ab-
oder Weitergabe von Patenten, Lizenzen, Forschungsergebnissen,
Formeln, Rezepten, Software oder durch Computer verarbeitbaren
Daten, Konstruktions-, Fabrikations- oder Bauplänen an andere,
nicht durch diesen Vertrag versicherte Betriebe.

Nicht als Abgabe von Software gilt die Überlassung von Sachen,
in die Software zu deren Steuerung eingebaut ist;

E7.15 Nuklearschäden

Nicht versichert sind Ansprüche im Zusammenhang mit Nuklear-
schäden im Sinne der schweizerischen Kernenergie-Haftpflichtge-
setzgebung sowie die dazugehörigen Kosten;

E7.16 Klinische Versuche

Nicht versichert sind Ansprüche im Zusammenhang mit klinischen
Versuchen.

E7.17 Wasser- und Luftfahrzeuge

Nicht versichert sind Ansprüche aus der Haftpflicht als Halter
und/oder aus dem Gebrauch von Wasserfahrzeugen oder Luftfahr-
zeugen jeder Art, für die in der Schweiz eine Haftpflichtversiche-
rung gesetzlich vorgeschrieben ist bzw. eine Sicherstellungspflicht
besteht oder die im Ausland immatrikuliert sind. Vorbehalten blei-
ben die Art. E4.5 und E4.6;

E7.18 Luftfahrzeuge, Raumflugkörper und Teile davon

Nicht versichert sind Ansprüche aus Schäden, die zurückzuführen
sind auf

a) Luftfahrzeuge und Raumflugkörper oder Teile davon, welche
von Versicherten oder in ihrem Auftrag geplant, konstruiert,
hergestellt oder geliefert wurden;

b) Tätigkeiten an Luftfahrzeugen und Raumflugkörpern oder Tei-
len davon (wie Montage, Wartung, Inspektion, Überholung, Re-
paratur, Beförderung).

Dieser Ausschluss gilt nicht für:

c) Luftfahrzeuge, für die gemäss schweizerischer Gesetzgebung
keine Haftpflichtversicherung vorgeschrieben ist bzw. keine Si-
cherstellungspflicht besteht;

d) Teile, die für den Versicherten nicht erkennbar für den Bau von
oder den Einbau in Luftfahrzeuge oder Raumflugkörper be-
stimmt waren;

E7.19 Ausgeliehene, vermietete Personen

Nicht versichert sind Ansprüche aus der Haftpflicht von Personen
gemäss Art. E2.2 und E2.3, welche an Dritte ausgeliehen oder
vermietet werden, aus der Tätigkeit für diesen Dritten. Versichert
bleiben gegen den Versicherungsnehmer erhobene Ansprüche aus
Schäden, die solche Personen verursachen;

E7.20 Schäden an Abfall- und Abwasseranlagen

Nicht versichert sind Ansprüche aus Schäden, die an Anlagen zur
Lagerung, Aufbereitung, Durchleitung oder Beseitigung von Abfäl-
len, sonstigen Abfallprodukten bzw. Abwässern oder Recycling-
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Material durch eingebrachte Stoffe verursacht werden.

Dieser Ausschluss gilt nicht für Ansprüche aus Schäden an Klär-
und Vorbehandlungsanlagen für Abwässer;

E7.21 Software und elektronische Daten

Nicht versichert sind Ansprüche aus der Beeinträchtigung von
Software oder von durch Computer verarbeitbaren Daten (wie
Verändern, Löschen oder Unbrauchbarmachen), ausser es handelt
sich dabei um die Folge eines versicherten Schadens an Datenträ-
gern (Hardware);

E7.22 Rückrufkosten

Nicht versichert sind Ansprüche und/oder Aufwendungen im Zu-
sammenhang mit dem Rückruf oder der Rücknahme von Sachen,
dazu notwendiger Vorbereitungsmassnahmen oder an Stelle des
Rückrufes oder der Rücknahme aufgewendeter Kosten anderer
Massnahmen;

E7.23 Gentechnisch veränderte und pathogene Organismen

Nicht versichert sind Ansprüche aus der Haftpflicht für Schäden
aus dem Umgang mit

a) gentechnisch veränderten Organismen oder ihnen gleich-
gestellten Erzeugnissen wegen der Veränderung des geneti-
schen Materials,

b) pathogenen Organismen wegen deren pathogenen Eigenschaf-
ten,

sofern für den versicherten Betrieb hierfür eine Melde- oder Be-
willigungspflicht im Sinne der schweizerischen Gesetzgebung be-
steht.

Für den versicherten Betrieb gilt der Ausschluss auch bei Umgang
mit diesen Organismen oder Erzeugnissen im Ausland, wenn er
dafür in der Schweiz der Melde- oder Bewilligungspflicht unterlie-
gen würde.

Dieser Ausschluss gilt nicht, sofern der Versicherte glaubhaft dar-
legt, dass er beim Import bzw. dem Inverkehrbringen der vorer-
wähnten Organismen und Erzeugnisse keine Kenntnis von deren
gentechnischer Veränderung hatte;

E7.24 Futtermittel und Futtermittelzusätze

Nicht versichert sind Ansprüche im Zusammenhang mit der Her-
stellung von oder dem Handel mit Futtermitteln oder Futtermittel-
zusätzen bzw. Bestandteilen davon, welche gentechnisch verän-
derte Organismen enthalten, soweit der Schaden wegen deren
gentechnischer Veränderung eingetreten ist;

E7.25 Entschädigungen mit Strafcharakter

Nicht versichert sind Ansprüche auf Entschädigung mit Straf- oder
strafähnlichem Charakter, wie Bussen, "punitive und exemplary
damages" und Konventionalstrafen;

E7.26 Elektromagnetische Felder

Nicht versichert sind Ansprüche im Zusammenhang mit der Einwir-
kung von elektromagnetischen Feldern (EMF);

E7.27 Risiko- und Extremsportaktivitäten

Nicht versichert sind Ansprüche im Zusammenhang mit Risiko-
und Extremsportaktivitäten wie Airboarding, Base-Jumping,
Bungy-Jumping, Canyoning, Caving, Downhill mit Fahrzeugen, Fun
Yak, Parkour, Rafting, Sky-Diving, Speed-Flying (diese Aufzählung
ist nicht abschliessend);

E7.28 Ausländische Arbeitgeberhaftpflicht

Nicht versichert sind Ansprüche aufgrund ausländischer Haftpflicht-
normen, die gegen den Versicherungsnehmer in seiner Ei-
genschaft als Arbeitgeber erhoben werden (wie employers liability,
employment practices liability, workers compensation, occupational
diseases);

E8  Örtlicher Geltungsbereich

E8.1 Versichert sind Schäden, die auf der ganzen Welt, mit Ausnahme
der USA und von Kanada, eintreten.

E8.2 Als Schäden im Sinne dieser Bestimmung gelten auch versicherte
Schadenverhütungskosten sowie allfällig weitere versicherte Kos-
ten.

E8.3 Vorbehalten bleiben die Bestimmungen in Art. E3.5 und E3.7.

E9  Zeitlicher Geltungsbereich

E9.1 Versichert sind Schäden, die während der Vertragsdauer eintreten.

E9.2 Als Zeitpunkt des Schadeneintrittes gilt derjenige, in welchem ein
Schaden erstmals festgestellt wird. Ein Personenschaden gilt im
Zweifelsfalle in jenem Zeitpunkt als eingetreten, in welchem der
Geschädigte wegen Symptomen der betreffenden Gesund-

heitsschädigung erstmals einen Arzt konsultiert, auch wenn sich
der ursächliche Zusammenhang erst später herausstellt.

Als Zeitpunkt des Eintritts von Schadenverhütungskosten gilt derje-
nige Zeitpunkt, in dem erstmals festgestellt wird, dass ein versi-
cherter Schaden unmittelbar bevorsteht.

E9.3 Sämtliche Schäden eines Serienschadens gemäss Art. E10.3 gel-
ten als in dem Zeitpunkt eingetreten, in welchem der erste der
Schäden gemäss Art. E9.2 eingetreten ist. Tritt der erste Schaden
einer Serie vor Vertragsbeginn ein, so sind alle Ansprüche aus der
gleichen Serie nicht versichert.

E9.4 Für Schäden und Kosten, welche vor Vertragsbeginn verursacht
worden sind, besteht nur dann Deckung, wenn der Versicherungs-
nehmer glaubhaft darlegt, dass er bei Abschluss des Vertrages
von einer Handlung oder Unterlassung oder von der Mangel- oder
Fehlerhaftigkeit der hergestellten oder gelieferten Sachen, die sei-
ne Haftpflicht begründen könnte, keine Kenntnis hatte. Dasselbe
gilt für Ansprüche aus einem Serienschaden gemäss Art. E9.3,
wenn ein zur Serie gehörender Schaden oder Kosten vor Vertrags-
beginn verursacht worden ist.

Soweit Schäden bzw. Kosten gemäss vorstehendem Absatz durch
eine allfällige Vorversicherung gedeckt sind, wird durch den vorlie-
genden Vertrag im Rahmen seiner Bestimmungen eine Summen-
differenzdeckung gewährt (Zusatzversicherung). Leistungen aus
der Vorversicherung gehen diesem Vertrag vor und kommen von
der Versicherungssumme des vorliegenden Vertrages in Abzug.

E9.5 Erfolgt während der Vertragsdauer eine Änderung des De-
ckungsumfanges (einschliesslich Änderung der Versicherungssum-
me und/oder des Selbstbehaltes), gilt Art. E9.4 sinngemäss.

E9.6 Nachmeldefrist

Nach Vertragsende sind Ansprüche aus Schäden versichert, wenn
sie während der Vertragsdauer eingetreten sind und der Ge-
sellschaft nicht später als 5 Jahre nach Vertragsende gemeldet
werden.

Bei Ansprüchen aus einem Serienschaden ist der erste zur Serie
gehörende Schaden für die Meldung massgebend.

E9.7 Nachrisikoversicherung:

E9.7.1 Bei Vertragsaufhebung infolge Aufgabe des versicherten Betriebs
(ausgenommen bei Konkurs) oder bei Tod des Versicherungsneh-
mers sind auch Schäden versichert, die erst nach Vertragsende
und vor Ablauf der gesetzlichen Verjährungsfristen eintreten.
Schäden, die während dieser Nachrisikoversicherung eintreten und
nicht zu einem Serienschaden gehören, gelten als am Tag des
Vertragsendes eingetreten. Nicht versichert sind Ansprüche aus
Schäden, die nach Vertragsende verursacht wurden.

E9.7.2 Treten Versicherte aus dem Kreis der versicherten Personen aus,
besteht für ihre vor dem Austritt begangenen haftpflichtbegründen-
den Handlungen oder Unterlassungen noch längstens bis zum
Vertragsende Versicherungsschutz; bei Vertragsaufhebung ge-
mäss Art. E9.6.1 zusätzlich während der Dauer der entsprechen-
den Nachrisikoversicherung. Dasselbe gilt sinngemäss bei Aus-
schluss von mitversicherten Betrieben/Betriebsteilen oder Aufgabe
von Tätigkeiten.

E9.7.3 Ist der geltend gemachte Anspruch auch durch einen anderen
Haftpflichtversicherungsvertrag versichert, besteht keine Nachrisi-
koversicherung im Sinne von Art. E9.7.1 und E9.7.2.

E10  Leistungen der Gesellschaft

E10.1 Die Leistungen der Gesellschaft bestehen in der Entschädigung
begründeter und in der Abwehr unbegründeter Ansprüche. Sie
sind einschliesslich der dazu gehörenden Schadenzinsen, Scha-
denminderungs-, Expertise-, Anwalts-, Gerichts-, Schiedsgerichts-,
Vermittlungs-, Schadenverhütungs- und weiterer Kosten (wie z.B.
Parteientschädigungen) begrenzt durch die in der Police bzw. den
Vertragsbedingungen festgelegte Versicherungssumme bzw. Subli-
mite, abzüglich des vereinbarten Selbstbehalts.

E10.2 Die Versicherungssumme gilt als Zweifachgarantie pro Versiche-
rungsjahr, d.h. sie wird für alle im gleichen Versicherungsjahr
eintretenden Schäden und Schadenverhütungskosten sowie all-
fällig weitere versicherten Kosten zusammen höchstens zweimal
vergütet. Innerhalb der vorerwähnten Versicherungssumme stehen
allfällige Sublimiten ohne anderslautende Regelung pro Versiche-
rungsjahr höchstens zweimal zur Verfügung.

E10.3 Die Gesamtheit aller Ansprüche aus Schäden mit der gleichen
Ursache (z.B. mehrere Ansprüche aus Schäden, die auf denselben
Mangel, wie insbesondere Entwicklungs-, Konstruktions-, Produkti-
ons- oder Instruktionsfehler, auf denselben Mangel oder Fehler
eines Produktes oder Stoffes oder auf dieselbe Handlung oder
Unterlassung zurückzuführen sind) gilt als ein einziger Schaden
(Serienschaden). Die Zahl der Geschädigten, Anspruchserheben-
den oder Anspruchsberechtigten ist unerheblich.
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E10.4 Die Leistungen und deren Begrenzungen richten sich nach den
versicherungsvertraglichen Bestimmungen (einschliesslich derjeni-
gen über Versicherungssumme und Selbstbehalt), die im Zeitpunkt
des Schadeneintritts gemäss Art. E9.2 und E9.3 Gültigkeit hatten.

E10.5 Bei Bestehen einer anderen Haftpflichtversicherung, die für den-
selben Schaden leistungspflichtig ist, bleiben die Leistungen der
Gesellschaft aus dem vorliegenden Vertrag auf denjenigen Teil der
Entschädigung beschränkt, der über den Deckungsumfang der
anderen Haftpflichtversicherung (bezüglich Summen oder Bedin-
gungen) hinausgeht.

Leistungen der anderen Haftpflichtversicherung gehen diesem Ver-
trag vor und kommen von der Versicherungssumme bzw. Sublimite
des vorliegenden Vertrages in Abzug (Differenzdeckung).

E11  Versicherungssumme und Selbstbehalt

E11.1 Versicherungssumme

Es gelten die in der Police bzw. in den Vertragsbedingungen
festgelegten Versicherungssummen sowie allfälligen Sublimiten.

E11.2 Selbstbehalt

E11.2.1 Ein in der Police bzw. in den Vertragsbedingungen vereinbarter
Selbstbehalt gilt stets pro Schadenereignis und geht vorweg zu
Lasten des Versicherungsnehmers.

E11.2.2 Der Selbstbehalt bezieht sich auf sämtliche von der Gesellschaft
erbrachten Leistungen unter Mitberücksichtigung der Kosten, z.B.
für die Abwehr unbegründeter Ansprüche.

E11.2.3 Werden bei einem Schadenereignis mehrere Deckungen mit
gleich hohem Selbstbehalt in Anspruch genommen, hat der Versi-
cherungsnehmer den Selbstbehalt nur einmal zu tragen.

Wurden für diese Deckungen unterschiedlich hohe Selbstbehalte
vereinbart, trägt der Versicherungsnehmer maximal den Betrag,
der dem höchsten der vereinbarten Selbstbehalte entspricht.

E11.3 Schadenbearbeitung innerhalb des Selbstbehaltes

Auf Verlangen des Versicherungsnehmers wird die Bearbeitung
von Schadenfällen auch dann übernommen, wenn die versicherten
Ansprüche CHF 500.- übersteigen, jedoch innerhalb des vereinbar-
ten Selbstbehaltes liegen. Der Versicherungsnehmer verpflichtet
sich jedoch, der Gesellschaft ihre Aufwendungen nach Abzug in-
terner Kosten auf erstes Verlangen hin zurückzuerstatten.

E12  Schadenfall

E12.1 Anzeigepflicht

Der Versicherungsnehmer hat der Gesellschaft unverzüglich An-
zeige zu erstatten, wenn im Zusammenhang mit einem Ereignis,
das unter die Versicherung fallen könnte,

E12.1.1 ein Schaden eingetreten ist oder droht,

E12.1.2 gegen einen Versicherten gerichtlich oder aussergerichtlich Scha-
denersatzansprüche geltend gemacht werden,

E12.1.3 ein Straf- oder Verwaltungsverfahren oder polizeiliche Ermittlun-
gen gegen einen Versicherten eingeleitet werden.

Todesfälle sind der Gesellschaft innerhalb von 24 Stunden anzu-
zeigen.

E12.2 Schadenbehandlung

E12.2.1 Die Gesellschaft übernimmt die Behandlung eines Schadenfalles
nur insoweit, als die Ansprüche den festgesetzten Selbstbehalt
übersteigen, vorbehalten Art. E11.3.

E12.2.2 Die Gesellschaft führt die Verhandlungen mit dem Geschädigten
als Vertreterin des Versicherten. Ihre Erledigung der Ansprüche
des Geschädigten ist für den Versicherten verbindlich. Die Ge-
sellschaft ist berechtigt, dem Geschädigten den Schadenersatz
direkt und ohne Abzug eines allfälligen Selbstbehaltes auszurich-
ten; der Versicherte hat ihr in diesem Falle den Selbstbehalt unter
Verzicht auf sämtliche Einreden zurückzuerstatten.

E12.2.3 Der Versicherte ist verpflichtet, die Gesellschaft bei der Ermittlung
des Sachverhaltes, der Führung der Verhandlungen mit dem Ge-
schädigten und der Abwehr unbegründeter oder übersetzter An-
sprüche zu unterstützen, indem er ihr über die Angelegenheit alle
gewünschten Auskünfte erteilt und Schriftstücke, wie Korrespon-
denzen, amtliche Verfügungen usw., sowie andere Beweismittel
zur Verfügung stellt. Er darf jedoch nicht selbstständig zu den
Ansprüchen des Geschädigten Stellung nehmen, insbesondere
keine Zahlung leisten, sich nicht auf Prozesse einlassen, keine
Regressvereinbarungen oder sonstige Vergleiche abschliessen so-
wie weder eine Haftung noch Forderungen anerkennen. Zudem
hat der Versicherte die Gesellschaft auch anderweitig bei der
Behandlung des Schadens nach Möglichkeit zu unterstützen.

E12.2.4 Der Versicherte ist ohne vorgängige Zustimmung der Gesellschaft
auch nicht berechtigt, Ansprüche aus dieser Versicherung an Ge-
schädigte oder an Dritte abzutreten.

E12.2.5 Strengt der Geschädigte einen Zivilprozess an, so übernimmt die
Gesellschaft dessen Führung; dabei gehen die Kosten im Rahmen
von Art. E10 der AB zu ihren Lasten. Der Versicherte hat der
Gesellschaft die ihm allfällig zugesprochene Prozessentschädigung
bis zum Betrag der von ihr für die Abwehr aufgewendeten Pro-
zesskosten abzutreten.

E12.2.6 Die Gesellschaft behält sich das Recht vor, in einem Strafverfah-
ren dem Versicherten einen Anwalt zu stellen, dem er Vollmacht
zu erteilen hat. Kosten oder Entschädigungen aus einem Strafver-
fahren werden nicht übernommen.

E12.2.7 Die Gesellschaft anerkennt Schiedsverfahren, sofern sie den Re-
geln der schweizerischen Zivilprozessordnung bzw. dem Bun-
desgesetz über das internationale Privatrecht entsprechen.

Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, die Gesellschaft vor der
Einleitung von Schiedsverfahren unverzüglich zu orientieren und
ihr die Mitwirkung an diesem Verfahren zu ermöglichen.

E12.3 Folgen bei vertragswidrigem Verhalten

E12.3.1 Bei schuldhafter Verletzung der Anzeigepflicht haben die Versi-
cherten alle darauf zurückzuführenden Folgen selbst zu tragen.

E12.3.2 Kommt ein Versicherter den in Art. E12.2 aufgeführten Verpflich-
tungen und Verhaltensregeln im Schadenfall nicht nach oder ver-
stösst er anderweitig gegen die Vertragstreue, so entfällt ihm
gegenüber die Leistungspflicht der Gesellschaft in dem Umfang,
als sich die zu erbringende Leistung dadurch erhöhen würde.

E12.4 Rückgriff auf den Versicherten

Wenn Bestimmungen dieses Vertrags oder des Bundesgesetzes
über den Versicherungsvertrag, welche die Deckung einschränken
oder aufheben, von Gesetzes wegen dem Geschädigten nicht
entgegengehalten werden können, hat die Gesellschaft insoweit,
als sie ihre Leistungen kürzen oder ablehnen könnte, ein Rück-
griffsrecht gegenüber dem Versicherten.

E13  Prämien

E13.1 Prämienberechnungsgrundlage

Die Art und Weise der Prämienberechnung wird in der Police
festgelegt. Bilden Löhne oder Umsatz die Prämienbe-
rechnungsgrundlagen, so sind zu verstehen unter:

E13.1.1 Löhne:

die gesamte in der Versicherungsperiode ausbezahlte Bruttolohn-
summe, wie sie für die Berechnung der Beiträge für die Alters-
und Hinterlassenenversicherung (AHV) massgebend ist. Die an
nicht AHV-pflichtige Personen ausbezahlten Löhne sind ebenfalls
nach den AHV-Normen zu berücksichtigen.

Die Beträge, die auf Grund eines Arbeiterstellungsvertrages (Ar-
beitsmiete bzw. Dienstmiete) aufgewendet werden, sind aussch-
liesslich vom Mieter anzugeben.

Bei Personengesellschaften oder -gemeinschaften werden, mit
Ausnahme eines einzigen, alle mitarbeitenden Gesellschafter bzw.
Gemeinschafter mit den in der Police festgelegten Prämien be-
rücksichtigt;

E13.1.2 Umsatz:

der für die gewerbsmässig hergestellten, bearbeiteten oder gehan-
delten Waren und/oder erbrachten Dienstleistungen erzielte Brut-
toerlös einschliesslich allfälliger Mehrwertsteuer pro Versiche-
rungsperiode;

E13.2 Prämienabrechnung (Deklaration)

E13.2.1 Beruht die Berechnung der Prämie auf veränderlichen Tatsachen,
z.B. bezahlten Löhnen, Umsatz usw., so hat der Versicherungs-
nehmer zu Beginn jeder Versicherungsperiode zunächst die provi-
sorisch festgesetzte Prämie zu bezahlen. Nach Ablauf jeder ein-
zelnen Versicherungsperiode oder nach Auflösung des Vertrags
wird die Prämienabrechnung vorgenommen. Zu diesem Zweck
stellt die Gesellschaft dem Versicherungsnehmer ein Formular mit
der Aufforderung zu, ihr darauf die in Frage kommenden Angaben
zur Erstellung der Prämienabrechnung mitzuteilen.

E13.2.2 Die in der Police aufgeführte Jahresprämie gilt jedoch als definiti-
ve Prämie, sofern die Gesellschaft keine Prämienabrechnung ver-
langt.

E13.2.3 Eine sich aus der Prämienabrechnung ergebende Nachprämie ist
innert 30 Tagen, nachdem die Gesellschaft den Betrag dem Versi-
cherungsnehmer in Rechnung gestellt hat, zu bezahlen. Eine all-
fällige Rückprämie lässt die Gesellschaft innerhalb derselben Frist
seit Feststellung des endgültigen Prämienbetrages dem Versiche-
rungsnehmer zugehen.
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E13.2.4 Sendet der Versicherungsnehmer die Erklärung zur Prämienab-
rechnung nicht innert 30 Tagen seit Empfang der Aufforderung an
die Gesellschaft zurück, oder bezahlt er die sich ergebende Nach-
prämie nicht fristgemäss, so ist die Gesellschaft berechtigt, im
Sinne von Art. A4.5 der Allgemeinen Bedingungen (AB) CombiRisk
Business, A Gemeinsame Bestimmungen vorzugehen.

E13.2.5 Wird die Erklärung zur Prämienberechnung nicht fristgerecht ein-
gereicht, so erfolgt die Prämienabrechnung aufgrund einer Ein-
schätzung der veränderlichen Tatsachen (z.B. Löhne, Umsatz
usw.) durch die Gesellschaft.

E13.2.6 Die Gesellschaft hat das Recht, die Angaben des Versicherungs-
nehmers nachzuprüfen. Er hat ihr zu diesem Zweck Einblick in
sämtliche massgeblichen Unterlagen (Lohnbücher, Belege usw.)
zu gewähren. Hat der Versicherungsnehmer die Prämienab-
rechnungsgrundlagen nicht wahrheitsgemäss deklariert, so ruht die
Leistungspflicht der Gesellschaft ab jenem Zeitpunkt, an welchem
die Erklärung gemäss Art. 13.2.1 spätestens hätte erstattet werden
sollen, bis zur Bezahlung der Nachprämie (zuzüglich Zinsen und
Kosten), die sich bei richtiger Deklaration ergibt.

E13.2.7 Die definitive Prämie des Vorjahres kann als neue Vorausprämie
für die folgende Versicherungsperiode verwendet werden.

E14  Verschiedene Bestimmungen

E14.1 Gefahrserhöhung und -verminderung

E14.1.1 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, der Gesellschaft jede
Änderung einer für die Beurteilung der Gefahr erheblichen Tatsa-
che, deren Umfang die Vertragspartner bei Vertragsabschluss fest-
gestellt haben, unverzüglich schriftlich mitzuteilen - spätestens bis
zum nächsten Prämienverfall.

E14.1.2 Neue Risiken

a) Kommt ein neues Risiko im Sinne einer wesentlichen Gefahrs-
erhöhung (geänderte oder neue Tätigkeit) hinzu, erstreckt sich
der Versicherungsschutz im Rahmen der übrigen Vertragsbe-
dingungen auch darauf (Vorsorgeversicherung).

b) Die Vorsorgeversicherung wird längstens bis zum nächsten
Prämienverfall gewährt. Der Versicherungsnehmer ist verpflich-
tet, rückwirkend ab Beginn des Risikos die dem Tarif entspre-
chende Prämie zu entrichten.

c) Die Gesellschaft behält sich das Recht vor,
_ die Bedingungen neu festzulegen oder die Übernahme des

neuen Risikos abzulehnen;
_ den Vertrag innert 14 Tagen nach Empfang der Anzeige

der Gefahrserhöhung zu kündigen.

d) Der Versicherungsnehmer kann den Vertrag innert 14 Tagen
kündigen, wenn über Prämie oder Bedingungen keine Einigung
erzielt wird.

Lehnt die Gesellschaft die Übernahme des neuen Risikos ab
oder kündigt sie den Vertrag, erlischt die Vorsorgeversicherung
bzw. der Vertrag 30 Tage nach Eintreffen der schriftlichen
Ablehnung bzw. Kündigung beim Versicherungsnehmer.

In jedem Fall hat die Gesellschaft Anspruch auf die dem Risiko
entsprechende Prämie vom Deckungsbeginn bis zum Erlö-
schen der Vorsorgeversicherung bzw. des Vertrags.

e) Besteht für das neu hinzukommende Risiko eine Haftpflichtver-
sicherung, die für denselben Schaden leistungspflichtig ist, gilt
Art. E9.4 sinngemäss.

E14.1.3 Neue Unternehmen

a) Gründet oder übernimmt der Versicherungsnehmer Unterneh-
men (z.B. Tochtergesellschaften) mit einer Beteiligung von
mindestens 50%, oder einer Beteiligung von mind. 30% mit
Managementkontrolle, gelten diese ab dem Zeitpunkt ihrer
Gründung bzw. Übernahme ebenfalls als Versicherte, sofern
ihre Sitze in der Schweiz oder dem Fürstentum Liechtenstein
liegen und ihr Tätigkeitsbereich dem in der Police aufgeführten
versicherten Risiko entspricht (Vorsorgeversicherung).

Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, der Gesellschaft den
Namen, das Rechtsdomizil und den Betriebszweck des neuen
Unternehmens bekanntzugeben.

b) Die Vorsorgeversicherung wird längstens bis zum nächsten
Prämienverfall gewährt. Der Versicherungsnehmer ist verpflich-
tet, rückwirkend ab Gründung oder Übernahme des Unterneh-
mens die dem Tarif entsprechende Prämie zu entrichten.

c) Die Gesellschaft behält sich das Recht vor,
_ die Bedingungen neu festzulegen oder den Einschluss des

neuen Unternehmens abzulehnen;
_ den Vertrag innert 14 Tagen nach Empfang der Anzeige zu

kündigen.

d) Die Bestimmungen gemäss Art. E14.1.2, lit. d und e gelten
sinngemäss.

E14.1.4 Bei Gefahrsverminderung reduziert die Gesellschaft von der
schriftlichen Mitteilung des Versicherungsnehmers an die Prämie
entsprechend.

E14.2 Beseitigung eines gefährlichen Zustandes

Der Versicherungsnehmer hat einen gefährlichen Zustand, der zu
einem Schaden führen könnte, auf eigene Kosten zu beseitigen.
Die Gesellschaft kann die Beseitigung eines gefährlichen Zustands
innerhalb einer angemessenen Frist verlangen.

E14.3 Verletzung von Obliegenheiten

Verletzt ein Versicherter schuldhaft vertragliche Obliegenheiten
(wie Art. E6.4 oder E14.2), kann die Entschädigung in dem Aus-
masse reduziert werden, als Eintritt oder Umfang des Schadens
dadurch beeinflusst wurde.

E15  Ergänzende vertragliche Grundlagen

Im Übrigen gelten die dem Vertrag zugrunde liegenden Allgemeinen Be-
dingungen (AB) CombiRisk Business, A Gemeinsame Bestimmungen.
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F1  Versicherte Leistungen

Die CAP erbringt folgende Leistungen bis zu den in der Police aufgeführ-
ten Versicherungssummen.

Unterstützung des Versicherten und Erledigung des Schadenfalles durch
den eigenen Rechtsdienst der CAP.

Übernahme der folgenden Kosten:
_ Kosten von Gutachten, die von einem Gericht veranlasst werden.
_ Kosten von einem Gutachten, das nicht von einem Gericht veranlasst

wird, sofern es im Einvernehmen mit der CAP beauftragt wurde, und
nur um einen strittigen Sachverhalt abzuklären.

_ Gerichtskosten.
_ Mediationskosten.
_ Parteientschädigungen, die dem Versicherten auferlegt werden.
_ Honorare eines Rechtsanwaltes oder einer gleichermassen legitimier-

ten Person, nachstehend Rechtsvertreter genannt.
_ Kautionen nach einem Unfall zur Vermeidung einer Untersuchungs-

haft. Diese Leistungen werden nur vorschussweise erbracht und müs-
sen der CAP zurückerstattet werden.

Die CAP kann sich durch die Bezahlung eines Teils oder des ganzen
Streitwerts von ihrer Leistungspflicht befreien.

Bei mehreren Streitigkeiten, die sich aus dem gleichen oder einem zu-
sammenhängenden Sachverhalt ergeben und sich einem oder mehreren
versicherten Risiken der Besonderen Bedingungen zuordnen lassen, leis-
tet die CAP die maximale Versicherungssumme nur einmal.

Sind bei einer oder mehreren Streitigkeiten, die sich aus dem gleichen
oder einem zusammenhängenden Sachverhalt ergeben und sich einem
oder mehreren versicherten Risiken der Besonderen Bedingungen zuord-
nen lassen, mehrere versicherte Personen betroffen, leistet die CAP die
maximale Versicherungssumme nur einmal.

F2  Nicht versicherte Leistungen

_ Kosten und Gebühren aus Strafmandaten, Strafbefehlen und Bussen-
verfügungen.

_ Verwaltungskosten, die anlässlich eines Führerausweisentzuges, sei-
ner Wiedererteilung, einer Verwarnung oder einer anderen Strafmass-
nahme erhoben werden.

_ Kosten für Blutanalysen und medizinische Untersuchungen bei Trun-
kenheit und Drogenkonsum.

_ Betreibungs- und Konkurskosten.
_ Notariatskosten und -honorare.
_ Schadenersatz.
_ Die auf dem Prozessweg oder in einem Vergleich zugesprochenen

Interventionskosten stehen bis zur Höhe ihrer Aufwendungen der CAP
zu.

F3  Leistungskürzungen

Bei grober Fahrlässigkeit sowie insbesondere bei Fahren in angetrunke-
nem Zustand behält sich die CAP eine Kürzung ihrer Leistungen von 30%
vor.

F4  Versicherte Personen, Eigenschaften und Risiken

Die versicherten Personen, Eigenschaften und Risiken sind in den Beson-
deren Bedingungen aufgeführt.

F5  Nicht versicherte Risiken

Risiken, die in den Besonderen Bedingungen nicht erwähnt sind.

Streitigkeiten im Zusammenhang mit Verwaltungsratsmandaten für andere
Gesellschaften.

Streitigkeiten im Zusammenhang mit der Tätigkeit des Versicherungsneh-
mers als General- oder Totalunternehmer im Baugewerbe.

Streitigkeiten im Zusammenhang mit dem Bau oder Umbau der Betriebs-
stätten sowie Betriebsliegenschaften, sofern eine Baubewilligung gesetz-
lich erforderlich ist, und Streitigkeiten, die den Erwerb und die Veräusse-
rung von Immobilien betreffen.

Streitigkeiten im Zusammenhang mit der Anlage und Verwaltung von
Vermögenswerten, Wertpapieren und mit spekulativen Rechtsgeschäften.

Reines Inkasso und Streitigkeiten im Zusammenhang mit Forderungen,
die dem Versicherungsnehmer abgetreten worden sind.

Streitigkeiten aus dem Gesellschafts- oder Stiftungsrecht sowie Streitigkei-
ten aus dem einfachen Gesellschaftsvertrag.

Streitigkeiten zwischen Mit- und Gesamteigentümern, Aktionären oder Ge-
nossenschaftern.

Streitigkeiten im Zusammenhang mit Immaterialgüterrechten (wie Pa-
tentrecht, Urheberrecht, Designrecht, Markenrecht).

Abwehr von ausservertraglichen Haftpflichtansprüchen.

Wenn der Versicherte den Sachverhalt, aufgrund dessen er Rechtsschutz
beansprucht, vorsätzlich herbeigeführt hat.

Streitigkeiten und Verfahren im Zusammenhang mit Motorfahrzeugen, Mo-
torschiffen und Luftfahrzeugen, ausser wenn sie mit dem Verkehrsrechts-
schutz versichert sind.

Geschwindigkeitsüberschreitungen innerorts ab 30 km/h, ausserorts ab 40
km/h, auf Autobahnen ab 50 km/h.

Wenn der Lenker, Skipper oder Pilot, im Zeitpunkt des Schadenfalles
keinen gültigen Führerausweis oder keine gültige Pilotenlizenz besass,
zum Führen des Fahrzeuges nicht berechtigt war oder ein Fahrzeug
lenkte, das nicht mit gültigen Kontrollschildern versehen war. Dieser Aus-
schluss gilt nicht gegenüber Mitfahrern, die von diesen Tatsachen keine
Kenntnis hatten.

Streitigkeiten und Verfahren infolge Krieg, Aufruhr, Streik, Aussperrung
oder Hausbesetzung.

Wenn es sich um Schadenereignisse im Zusammenhang mit Kernspaltung
und -fusion oder nichtionisierenden Strahlungen handelt.

Streitigkeiten zwischen Personen, die durch dieselbe Police versichert
sind (unter Vorbehalt der Streitigkeiten mit Arbeitnehmern und angeliehe-
nem Personal).

Wenn der Versicherte gegen die CAP und/oder deren Mitarbeiter im
Rahmen ihrer beruflichen Tätigkeit vorgehen will. Wenn der Versicherte
gegen Personen, die in einem durch die CAP versicherten Rechtsfall
Dienstleistungen erbringen oder erbracht haben, vorgehen will.
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F6  Zeitliche Geltung und Karenzfrist

Der Versicherungsschutz beginnt frühestens am Folgetag nach der Unter-
zeichnung des Versicherungsantrages oder an einem später vereinbarten
Datum und nach Ablauf der Karenzfrist, wo eine solche vorgesehen ist.

Die CAP gewährt Rechtsschutz, wenn das versicherte Risiko und das
Grundereignis nach Beginn des Versicherungsschutzes, beziehungsweise
nach Ablauf der Karenzfrist, eintreten. Die Karenzfrist entfällt bei einer
Vorversicherung desselben Risikos und zeitlich nahtlosem Übergang so-
wie für Streitigkeiten aus Verträgen, die nach Inkrafttreten des Versiche-
rungsvertrages abgeschlossen worden sind.

Die CAP gewährt keinen Rechtsschutz, wenn ein Schadenfall nach Ver-
tragsende angemeldet wird.

Als Zeitpunkt des Eintritts des Grundereignisses gilt:

Bei Streitigkeiten mit Haftpflichtverantwortlichen über Schadenersatzan-
sprüche: die leistungsbegründende Tatsache (Unfall, Krankheit, Sachbe-
schädigung).

Wenn der Versicherte straf- oder administrativrechtlich verfolgt wird: die
tatsächliche oder angebliche Widerhandlung, aufgrund derselben der Ver-
sicherte in ein Straf- oder Administrativverfahren verwickelt ist.

Bei Streitigkeiten mit Versicherungen:
_ das Ereignis (Unfall, Krankheit, etc.) für die daraus entstehenden

Leistungen
_ das Folgeereignis (Rückfall, erhebliche Veränderung des Gesund-

heitszustandes) für die daraus entstehenden Leistungen (Revision,
etc.).

Für alle übrigen Fälle: die tatsächliche oder angebliche Verletzung von
Rechtsvorschriften bzw. vertraglichen Pflichten.

F7  Örtliche Geltung

Rechtsschutz wird ausschliesslich dann gewährt, wenn sich der ordentli-
che Gerichtsstand und das ordentliche anwendbare Recht in Europa (alle
Staaten Europas und die aussereuropäischen Staaten, welche dem
Grüne-Karte-Abkommen angeschlossen sind) befinden.

F8  Vorgehen im Schadenfall

Bei Eintritt eines Ereignisses, das Anlass zu einer Intervention der CAP
geben kann, muss der Versicherte die CAP sofort schriftlich benachrichti-
gen und den Hergang des Schadenfalls möglichst genau schildern.

Bei Verletzung dieser Meldepflicht kann die CAP ihre Leistungen kürzen,
sofern der Versicherte nicht unverschuldet daran verhindert gewesen ist.

Der Rechtsdienst der CAP trifft zusammen mit dem Versicherten die zur
Wahrnehmung seiner Interessen nötigen Rechtsvorkehrungen.

Der Versicherte verpflichtet sich, keinen Rechtsvertreter zu beauftragen,
kein Verfahren einzuleiten, keinen Vergleich abzuschliessen, kein Rechts-
mittel zu ergreifen ohne die Zustimmung der CAP eingeholt zu haben
sowie der CAP alle den Schadenfall betreffenden Unterlagen zu übermit-
teln.

Kommt er diesen Verpflichtungen nicht nach, kann die CAP ihre Leistun-
gen verweigern, sofern die Verletzung den Umständen nach nicht unver-
schuldet ist.

F9    Fälle, bei welchen der Versicherte das Recht hat, einen
Rechtsvertreter vorzuschlagen

Wenn in einem Gerichts- oder Verwaltungsverfahren das Monopol zu
Gunsten der unabhängigen Anwälte gilt,

wenn die CAP gleichzeitig mehrere Versicherte vertritt und deren Interes-
sen miteinander kollidieren,

bei Streitigkeiten eines Versicherten gegen Gesellschaften der Allianz-
Gruppe.

Wenn die CAP den vorgeschlagenen Rechtsvertreter nicht akzeptiert, hat
der Versicherte das Recht, drei andere Rechtsvertreter aus verschiedenen
Anwaltskanzleien vorzuschlagen, von welchen einer durch die CAP ange-
nommen werden muss.

F10    Vorgehen bei Meinungsverschiedenheit und Aussichtslosigkeit

Treten zwischen dem Versicherten und der CAP Meinungsverschiedenhei-
ten hinsichtlich der zu ergreifenden Massnahme zur Schadenerledigung
auf oder erachtet die CAP eine Massnahme als aussichtslos, so teilt sie
dem Versicherten ihre Ablehnung schriftlich und begründet mit und weist
ihn auf die Möglichkeit eines Schiedsverfahren hin.

Der Versicherte kann innert 30 Tagen verlangen, dass die Angelegenheit
zur Beurteilung einem Schiedsrichter unterbreitet wird, der daraufhin
durch den Versicherten und die CAP gemeinsam bestimmt wird.

Der Schiedsrichter kann einen Vorschuss für die mutmasslichen Verfah-
renskosten verlangen und die Durchführung des Verfahrens von dessen
Leistung abhängig machen. Er bestimmt die Höhe des Vorschusses jeder
Partei. Die Verfahrenskosten und die Parteientschädigung werden in der
Regel der unterliegenden Partei auferlegt.

Der Versicherte kann trotz Verneinung der Leistungspflicht auf eigene
Kosten einen Prozess einleiten. Wird dabei ein günstigeres Urteil erwirkt,
als die von der CAP schriftlich begründete Lösung, übernimmt die CAP
die durch dieses Vorgehen entstandenen Kosten bis zum Höchstbetrag
der Versicherungssumme.


	Kollektiv-Haftpflichtversicherung_Berner Waldbesitzer BWB

